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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Gülseren Demirel, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Benjamin Adjei, Andreas Birzele, Cemal Bozoğlu, Maximilian 
Deisenhofer, Toni Schuberl, Florian Siekmann und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Bayerisches Gesetz zum Schutz von Grundrechten beim Vollzug der Abschie-
bungshaft (BayAHaftVollzG) 

A) Problem 

Abschiebehaft ist grundsätzlich äußerst problematisch, da sie anders als die Strafhaft 
nicht gegen Personen vollstreckt wird, weil diese Straftaten begangen haben, sondern 
lediglich, um den Vollzug von Abschiebungen zu sichern. Dennoch ist sie in bestimmten 
Fällen unverzichtbar. Allerdings gibt es derzeit beim Vollzug der Abschiebehaft in Bay-
ern erhebliche Mängel. Der Schutz der Grundrechte der untergebrachten Personen ist 
nicht lückenlos sichergestellt. Grund dafür ist unter anderem die mangelhafte Rechts-
lage. Bisher gibt es in Bayern kein Abschiebungshaftvollzugsgesetz, das den Verfah-
rensablauf und die Betroffenenrechte eindeutig regelt. 

B) Lösung 

Nach dem Vorbild des Abschiebungshaftvollzugsgesetzes Baden-Württemberg und 
entsprechender Gesetze in anderen Ländern wird ein eigenständiges bayerisches Ge-
setz erlassen, das den Vollzug der Abschiebungshaft normiert. Darin werden die Rechte 
der Untergebrachten abgesichert. Zum Schutz der Grundrechte werden Beiräte für die 
jeweiligen Hafteinrichtungen eingerichtet. 

C) Alternativen 

Bei einer Beibehaltung der derzeitigen Rechtslage ist der Schutz der Grundrechte der 
Untergebrachten nicht im gleichen Maße gewährleistet. Denkbar wäre statt des Erlas-
ses eines eigenen Gesetzes, die entsprechenden Normen in das Bayerische Strafvoll-
zugsgesetz zu integrieren. Dies hätte jedoch den erheblichen Nachteil, dass gerade der 
ganz spezifische Charakter der Abschiebungshaft, die eben keine Bestrafung ist, nicht 
im gleichen Maße betont und deutlich gemacht würde. 

D) Kosten 

Es können im Vergleich zum bisherigen Vollzug erhöhte Kosten entstehen, die sich 
jedoch nicht im Voraus beziffern lassen. 
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Gesetzentwurf 

Bayerisches Gesetz zum Schutz von Grundrechten beim Vollzug der Abschie-
bungshaft (BayAHaftVollzG) 

 

Art. 1 

Geltungsbereich 

(1) 1Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Abschiebungshaft in Bayern. 2Abschie-
bungshaft und Überstellungshaft darf nur in einer eigenständigen Abschiebungshaftein-
richtung (Einrichtung) vollzogen werden. 3Die Abschiebungshaft soll grundsätzlich ver-
mieden werden. 4Sie ist unzulässig, wenn der Zweck der Haft durch ein milderes, eben-
falls ausreichendes anderes Mittel erreicht werden kann. 

(2) Dieses Gesetz findet auf den Vollzug des Ausreisegewahrsams im Sinne des 
§ 62b des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) entsprechende Anwendung. 

Art. 2 

Grundsatz 

1Den in Abschiebungshaft befindlichen Ausländerinnen und Ausländern (Unterge-
brachte) dürfen nur die Beschränkungen auferlegt werden, die der Zweck der Abschie-
bungshaft, zwingende Gründe der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung oder die 
Abwehr einer von den Untergebrachten ausgehenden erheblichen Gefahr für Leib oder 
Leben Dritter oder bedeutende Rechtsgüter der öffentlichen Sicherheit unumgänglich 
machen. 2Die Einrichtungen sind so zu errichten und zu gestalten, dass der Eindruck 
eines Gefängnisses vermieden wird. 

Art. 3 

Unterbringung, eingesetztes Personal 

(1) Frauen und Männer sind grundsätzlich in getrennten Bereichen der Einrichtung 
unterzubringen. 

(2) 1Sofern mehrere erwachsene Angehörige derselben Familie zusammen abge-
schoben werden sollen, soll ihnen auch in der Abschiebungshaft abweichend von 
Abs. 1 auf Wunsch ein Zusammenleben ermöglicht werden. 2Lässt sich dies nicht oder 
nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten realisieren, ist den betroffenen Unterge-
brachten tagsüber das Zusammenleben zu ermöglichen. 3Minderjährige dürfen nicht in 
einer Abschiebungshafteinrichtung untergebracht werden. 4Abschiebehaft ist unzuläs-
sig, wenn sie zu einer Familientrennung führt, die das Kindeswohl gefährdet. 

(3) Personen, die internationalen Schutz beantragt haben, sind soweit wie möglich 
getrennt von anderen Personen unterzubringen. 

(4) 1Bei der Unterbringung ist auf die religiöse und ethnische Zugehörigkeit zu ach-
ten. 2Die diesbezüglichen Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO) dürfen zum Zwecke des 
Schutzes der betroffenen Person vor religiös oder rassistisch motivierten Übergriffen 
und zum Zwecke der Ermöglichung der Religionsausübung verarbeitet werden, wenn 
die betroffene Person in die Verarbeitung ausdrücklich eingewilligt hat. 
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(5) 1Außerhalb der Nachtruhe dürfen sich die Untergebrachten in den für sie vorge-
sehenen Bereichen der Einrichtung grundsätzlich frei bewegen; dies gilt auch für den 
zugehörigen Außenbereich. 2Einschränkungen sind zulässig, wenn und soweit es die 
Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung erfordern. 3Untergebrachte dürfen sich jeder-
zeit in ihre Zimmer zurückziehen. 

(6) 1Während der Nachtruhe haben sich die Untergebrachten grundsätzlich in ihren 
Zimmern aufzuhalten. 2Die Leitung der Einrichtung kann auch während der Nachtruhe 
den Aufenthalt im jeweiligen Unterbringungsbereich, jedoch nicht im Außenbereich, ge-
statten, wenn hierdurch die Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung nicht beeinträchtigt 
werden. 

(7) 1Untergebrachte erhalten keinen Urlaub oder Ausgang. 2Zur Erledigung notwen-
diger Behördengänge oder privater Angelegenheiten können die Untergebrachten aus-
geführt werden. 

(8) 1Bei der Verpflegung ist Rücksicht auf kulturelle und religiöse Speisegebote zu 
nehmen. 2Die Untergebrachten haben das Recht, auch in der Einrichtung ihre eigene 
Kleidung zu tragen. 

(9) 1Bei der Auswahl des in der Einrichtung eingesetzten Personals ist darauf zu 
achten, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter möglichst viele Sprachen selbst be-
herrschen, die auch von den Untergebrachten gesprochen werden. 2Das Personal ist 
durch Schulungen für die Besonderheiten der Abschiebungshaft zu sensibilisieren, ins-
besondere durch Fortbildungen in interkultureller Kommunikation. 3Im Sozialdienst ein-
gesetzte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen über Grundkenntnisse der einschlägi-
gen Rechtsgebiete verfügen. 

Art. 4 

Aufnahme und Abschiebungsplanung 

(1) 1Untergebrachte sind bei ihrer Aufnahme in Abschiebungshaft bei nicht ausrei-
chenden deutschen Sprachkenntnissen in einer ihnen geläufigen Sprache über ihre 
Rechte und Pflichten zu belehren. 2Die persönliche Unterrichtung soll durch entspre-
chende Merkblätter intensiviert werden. 3Fehlen die Voraussetzungen für eine Verstän-
digung in der Muttersprache und können hierfür auch keine Sprachmittlerinnen oder 
Sprachmittler eingesetzt werden, sind andere den Untergebrachten bekannte Sprachen 
oder sonstige Verständigungsmöglichkeiten zu nutzen. 

(2) 1Nach der Aufnahme werden Untergebrachte in der Regel am Tag der Unter-
bringung, spätestens am darauffolgenden Tag, ärztlich und psychologisch untersucht 
und dem sozialen Dienst vorgestellt. 2Untergebrachte sind verpflichtet, die ärztliche Un-
tersuchung einschließlich einer Röntgenaufnahme der Lunge zu dulden. 3§ 36 Abs. 4 
des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) gilt entsprechend. 

(3) 1Mit den Untergebrachten sind unverzüglich nach der Aufnahme ihre gegenwär-
tige Rechtslage sowie die Voraussetzungen und der Zeitplan der Ausreise zu erörtern. 
2Insbesondere ist festzustellen, ob oder unter welchen Voraussetzungen die Unterge-
brachten zu einer freiwilligen Ausreise bereit sind und ihre Bereitschaft zur kontrollierten 
freiwilligen Ausreise glaubhaft machen; ferner sind sonstige Wünsche, insbesondere 
zum Zielort und zur Benachrichtigung von dort wohnenden Angehörigen oder sonst be-
kannten Personen, zu erkunden und in der Folge, soweit dies möglich ist, umzusetzen. 

Art. 5 

Arbeit 

(1) Untergebrachte sind zur Arbeit nicht verpflichtet, sie haben jedoch für ihr enge-
res Umfeld selbst zu sorgen, insbesondere den eigenen Haftraum sauber zu halten und 
bei der Verpflegung mitzuwirken. 

(2) 1Die Einrichtung soll, soweit Sicherheit und Ordnung dies zulassen, den Unter-
gebrachten die Gelegenheit zur Arbeit geben. 2Untergebrachte, die von dieser Möglich-
keit Gebrauch machen, erhalten für die geleistete Arbeit eine Aufwandsentschädigung 
im Sinne des § 5 des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG). 
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Art. 6 

Freizeitbeschäftigung und religiöse Betätigung 

(1) 1Die Einrichtung bietet Möglichkeiten zur Freizeitbeschäftigung an. 2Soweit mög-
lich, ist dabei den Gegebenheiten der verschiedenen Kulturen Rechnung zu tragen. 

(2) Untergebrachten ist auf ihren Wunsch die Möglichkeit zu geben, mit einer Seel-
sorgerin oder einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(3) Bei der Gestaltung des Haftalltags ist auf religiöse Besonderheiten Rücksicht zu 
nehmen. 

Art. 7 

Besuche 

(1) 1Untergebrachten müssen großzügige Besuchszeiten gewährt werden. 2Dieses 
Recht darf nur aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung eingeschränkt werden, insbe-
sondere kann ein Besuch im Einzelfall davon abhängig gemacht werden, dass die Be-
sucherinnen und Besucher sich und ihre mitgeführten Gegenstände durchsuchen las-
sen. 

(2) Abweichend von Abs. 1 können Rechtsanwältinnen oder Rechtsanwälte und 
konsularische Vertreterinnen oder Vertreter Untergebrachte auch außerhalb der Be-
suchszeiten besuchen. 

Art. 8 

Bezug von Zeitungen und Nutzung von Medien 

(1) Untergebrachte dürfen auf eigene Kosten über die Einrichtung Zeitungen und 
andere Druckerzeugnisse beziehen; ausgeschlossen sind lediglich Druckerzeugnisse, 
deren Inhalt den Vollzug der Abschiebungshaft oder die Sicherheit oder Ordnung der 
Einrichtung gefährdet oder deren Verbreitung mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist. 

(2) 1Untergebrachte können am Fernseh- und am Hörfunkempfang der Einrichtung 
kostenlos teilnehmen. 2Sie dürfen eigene Hörfunk- oder Fernsehgeräte benutzen, so-
weit dadurch nicht andere gestört werden. 

(3) Die Einrichtung muss den Untergebrachten eine Möglichkeit zur kostenlosen 
Nutzung des Internets zur Verfügung stellen. 

Art. 9 

Post, Geschenke, Einkauf, Telefon 

(1) 1Untergebrachte dürfen grundsätzlich ohne Beschränkungen Briefe, Pakete und 
andere Post erhalten und versenden. 2Sie dürfen Geschenke von Besucherinnen und 
Besuchern entgegennehmen oder an diese aushändigen. 3Sie können ferner von den 
in der Einrichtung vorhandenen Einkaufsmöglichkeiten Gebrauch machen. 

(2) 1Es können Kontrollen eingehender Post sowie mitgebrachter Geschenke auch 
nach Beendigung einer Durchsuchung nach Art. 7 Abs. 1 Satz 2 angeordnet werden, 
wenn eine Gefährdung der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung zu befürchten ist. 
2Vom Empfang auszuschließende Gegenstände sind zur Habe der Untergebrachten zu 
nehmen oder an die Absenderin oder den Absender zurückzusenden. 3Der Schriftwech-
sel mit beauftragten Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten sowie mit einschlägig tä-
tigen Hilfsorganisationen wird nicht überwacht. 4Entsprechendes gilt für Schreiben der 
Untergebrachten an die Volksvertretungen des Bundes und der Länder, die Daten-
schutzbeauftragten des Bundes und der Länder, das Europäische Parlament, den Eu-
ropäischen Bürgerbeauftragten, den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, 
den Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung oder Strafe, den Menschenrechtsausschuss der Vereinten 
Nationen, den Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, den zugehörigen Un-
terausschuss zur Verhütung von Folter und die entsprechenden nationalen Präventi-
onsmechanismen sowie die konsularische Vertretung des Herkunftslandes, wenn die 
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Schreiben an die Anschriften dieser Stellen gerichtet sind und die Absenderin oder den 
Absender zutreffend angeben. 5Schreiben der in den Sätzen 3 und 4 genannten Stellen, 
die an Untergebrachte gerichtet sind, dürfen nicht überwacht werden, wenn die Identität 
des Absenders zweifelsfrei feststeht. 

(3) 1Den Untergebrachten sind der Besitz und die Benutzung von Mobiltelefonen zu 
erlauben. 2Soweit es für die Sicherheit und Ordnung der Einrichtung erforderlich ist, 
können Kamerafunktionen bei Mobiltelefonen für die Dauer der Unterbringung versie-
gelt werden. 3Die Einrichtungen sollen den Untergebrachten soweit wie möglich eine für 
die Untergebrachten kostenlose Telefonnutzung ermöglichen. 4Darüber hinaus haben 
die Untergebrachten das Recht, auf eigene Kosten zu telefonieren. 

Art. 10 

Sicherheit und Videoüberwachung 

(1) 1Die Untergebrachten haben sich hinsichtlich einer für alle geltenden Ruhezeit 
nach der Tageseinteilung der Einrichtung zu richten. 2Bei der Tageseinteilung ist auf 
religiöse Gebote, etwa die Einhaltung der Fastenzeit, Rücksicht zu nehmen. 3Im Übri-
gen sorgt die Einrichtung dafür, dass Untergebrachte in bestimmten Bereichen der Ein-
richtung miteinander in Kontakt treten, den Tag gestalten und sich zeitweise im Freien 
aufhalten können. 4Außer in den Fällen des Abs. 3 findet ein Einschluss nicht statt. 5Un-
tergebrachte dürfen sich auch tagsüber jederzeit in ihren Haftraum zurückziehen, sofern 
sie sich nicht zu einer bestimmten Arbeit verpflichtet haben. 

(2) Untergebrachte dürfen durch ihr Verhalten gegenüber dem Personal der Ein-
richtung, anderen Untergebrachten und anderen Personen das geordnete Zusammen-
leben in der Einrichtung nicht beeinträchtigen. 

(3) 1Untergebrachte können auf Anordnung der Leitung der Einrichtung in einem 
besonders gesicherten Raum untergebracht werden, wenn und solange aufgrund ihres 
Verhaltens oder aufgrund ihres seelischen Zustandes in erhöhtem Maße die Gefahr des 
Entweichens, von Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen oder der Selbstver-
letzung besteht und mildere Mittel nicht ausreichen. 2Die Maßnahme ist auch zulässig, 
wenn die Gefahr einer Befreiung oder einer erheblichen Störung der Sicherheit oder 
Ordnung in der Einrichtung nicht anders abgewendet werden kann. 3Eine Ärztin oder 
ein Arzt ist vor der Anordnung der Maßnahme und während ihrer Durchführung zu be-
teiligen. 4Unterbringungen in einem besonders gesicherten Raum von mehr als 
24 Stunden sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich zu melden. 5Vor einer solchen An-
ordnung der Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum ist diese vom zu-
ständigen Gericht zu genehmigen. 6Ohne Genehmigung sind diese Maßnahmen nur 
zulässig, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist. 7Die Genehmigung ist unver-
züglich nachzuholen, es sei denn, es ist absehbar, dass die Unterbringung in dem be-
sonders gesicherten Raum vor der Erlangung einer richterlichen Entscheidung beendet 
sein und eine zeitnahe Wiederholung nicht erforderlich werden wird. 8Ist eine richterli-
che Entscheidung beantragt und die Maßnahme vor deren Erlangung beendet worden, 
so ist dies dem Gericht unverzüglich mitzuteilen. 

(4) 1Eine Videoüberwachung ist während einer Unterbringung nach Abs. 3 sowie in 
Räumen, die nur einer vorübergehenden Unterbringung, insbesondere aus medizini-
schen Gründen, dienen, wie Krisenräume, Beobachtungsräume und medizinische Bet-
tenstation, zulässig, wenn und soweit sie im Einzelfall zur Abwehr gegenwärtiger Ge-
fahren für das Leben oder gegenwärtiger erheblicher Gefahren für die Gesundheit von 
Untergebrachten oder Dritten erforderlich ist. 2Die Anfertigung von Aufzeichnungen 
hiervon ist zulässig, wenn dies zum Zweck der Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung der Einrichtung oder zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten, durch welche die Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung ge-
fährdet werden, erforderlich ist. 3Die Persönlichkeitsrechte, die Würde und das Scham-
gefühl der Untergebrachten sind zu achten und zu schützen. 4Untergebrachte sind auf 
die Videoüberwachung und die Anfertigung von Aufzeichnungen hinzuweisen. 5Die 
nach Satz 2 gespeicherten Daten sind unverzüglich, spätestens jedoch drei Werktage 
nach der Erhebung, zu löschen, sofern nicht ihre Speicherung für andere Zwecke als 
diejenigen, für die sie erhoben wurden, zulässig und weiterhin erforderlich ist. 6Die nach 
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Satz 2 erhobenen Daten sind unverzüglich zu löschen, soweit schutzwürdige Belange 
der betroffenen Personen einer weiteren Speicherung entgegenstehen. 

(5) 1Das Einrichtungsgelände sowie das Innere des Einrichtungsgebäudes können 
offen mittels Videotechnik überwacht werden. 2Die Anfertigung von Aufzeichnungen 
hiervon sowie die Beobachtung der unmittelbaren Einrichtungsumgebung sind zulässig, 
sofern dies zum Zweck der Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Einrich-
tung oder zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, 
durch welche die Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung gefährdet wird, erforderlich 
ist. 3Die Videoüberwachung von Unterbringungsräumen sowie von Räumen, die für 
Kontakte mit Berufsgeheimnisträgerinnen und Berufsgeheimnisträgern, Beiständen 
und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von einschlägig tätigen Hilfs- und Unterstüt-
zungsorganisationen genutzt werden, ist ausgeschlossen. 4Auf die Videoüberwachung 
und die Anfertigung von Aufzeichnungen ist durch geeignete Maßnahmen hinzuweisen. 
5Sie dürfen auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 
6Die nach Satz 1 gespeicherten Daten sind unverzüglich, spätestens jedoch drei Werk-
tage nach der Erhebung, zu löschen. 7Sie sind unverzüglich zu löschen, soweit schutz-
würdige Belange der betroffenen Personen einer weiteren Speicherung entgegenste-
hen. 

(6) 1Für die Anwendung unmittelbaren Zwangs durch die Bediensteten der Einrich-
tung gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes entsprechend. 2Die Anwendung unmittelbaren Zwangs durch körperli-
che Fixierung ist nur zulässig zur Verhinderung einer unmittelbar drohenden Selbst- 
oder Fremdgefährdung. 3Sie ist auf die unumgänglich notwendige Dauer zu beschrän-
ken. 4Es ist unverzüglich ärztliches Personal hinzuzuziehen, das über die Fortdauer der 
Fixierung entscheidet. 5Für die Dauer der Fixierung sind Untergebrachte durch Bediens-
tete ständig und in unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten. 6Die Anwendung des 
Zwangsmittels, die Dauer sowie die Hinzuziehung ärztlichen Personals sind zeitgenau 
aktenkundig zu machen. 7Vor der Anordnung einer Fixierung ist diese vom zuständigen 
Gericht zu genehmigen. 8Ohne Genehmigung sind diese Maßnahmen nur zulässig, 
wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist. 9Die Genehmigung ist unverzüglich 
nachzuholen, es sei denn, es ist absehbar, dass die Fixierung vor der Erlangung einer 
richterlichen Entscheidung beendet sein und eine zeitnahe Wiederholung nicht erfor-
derlich werden wird. 10Ist eine richterliche Entscheidung beantragt und die Maßnahme 
vor deren Erlangung beendet worden, so ist dies dem Gericht unverzüglich mitzuteilen. 

(7) 1Die Bediensteten der Einrichtung dürfen unmittelbaren Zwang gegenüber Un-
tergebrachten oder anderen Personen anwenden, wenn sie Vollzugs- und Sicherungs-
maßnahmen durchführen und der damit verfolgte Zweck auf keine andere Weise er-
reicht werden kann. 2Unter mehreren Möglichkeiten ist die Maßnahme zu wählen, die 
die einzelne Person und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt. 
3Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu erwartender Schaden erkenn-
bar außer Verhältnis zu dem angestrebten Erfolg steht. 4Die notwendige Androhung der 
Anwendung unmittelbaren Zwangs darf nur unterbleiben, wenn die Umstände sie nicht 
zulassen oder um eine rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes er-
füllt, zu verhindern und eine gegenwärtige Gefahr abzuwenden. 

(8) Die Bediensteten der Einrichtung dürfen beim Vollzug der Abschiebungshaft 
keine Schusswaffen gebrauchen. 

Art. 11 

Ärztliche Versorgung, soziale Betreuung und Rechtsberatung 

(1) 1Untergebrachte werden im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften ärztlich und 
therapeutisch versorgt und behandelt. 2Die Versorgung erfolgt grundsätzlich durch Ärz-
tinnen und Ärzte bzw. Therapeutinnen und Therapeuten nach der freien Wahl der Un-
tergebrachten. 3Ist eine ärztliche Behandlung in der Einrichtung nicht möglich oder eine 
stationäre Behandlung nötig, werden Untergebrachte in einem geeigneten Kranken-
haus oder einer entsprechenden medizinischen Einrichtung untergebracht. 
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(2) 1Untergebrachte werden durch Sozialarbeiterinnen oder Sozialarbeiter betreut. 
2Darüber hinaus ist sozialen Organisationen in ausreichendem Maße Gelegenheit zu 
geben, in der Einrichtung die Untergebrachten zu unterstützen. 3Erforderlichenfalls sind 
Sprachmittlerinnen oder Sprachmittler einzusetzen. 

(3) 1Organisationen, die in der Flüchtlingsarbeit tätig sind, ist der Zugang zu den 
Untergebrachten für die Durchführung der Rechts- und Sozialberatung zu ermöglichen, 
soweit hierdurch nicht die Privatsphäre der Untergebrachten verletzt wird. 2Die Einrich-
tung soll den in Satz 1 genannten Organisationen für die Beratung geeignete Räumlich-
keiten zur Verfügung stellen. 3Die in Satz 1 genannten Organisationen werden durch 
die Leitung der Einrichtung in ihrer Arbeit unterstützt. 

(4) Das Staatsministerium der Justiz stellt durch Vereinbarungen mit Organisatio-
nen der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sicher, dass in der Einrichtung regel-
mäßig Sprechstunden von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten für die Unterge-
brachten zur fachkundigen Beratung in rechtlichen Fragen durchgeführt werden. 

(5) Der Faxverkehr mit Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten zum Zwecke einer 
Mandatserteilung ist zu ermöglichen. 

Art. 12 

Beschwerderecht und Rechtsberatung 

1Untergebrachte erhalten Gelegenheit, sich mit Wünschen, Anregungen und Be-
schwerden an die Leiterin oder den Leiter der Einrichtung zu wenden. 2Regelmäßige 
Sprechstunden sind einzurichten. 3Satz 1 gilt auch für die Kontaktaufnahme mit Mitglie-
dern des nach Maßgabe des Art. 13 gebildeten Beirates. 4Während der Anhängigkeit 
einer Petition bei einer zuständigen Stelle soll von einer Abschiebung abgesehen wer-
den. 

Art. 13 

Beirat 

1Für jede Einrichtung wird jeweils ein externer Beirat eingerichtet. 2Der Beirat wirkt 
bei der Gestaltung des Vollzugs der Abschiebungshaft und der Sicherung der Grund-
rechte der Untergebrachten mit. 3Die Mitglieder nehmen ihre Aufgabe ehrenamtlich 
wahr. 4Dem Beirat gehören jeweils eine Vertreterin oder ein Vertreter der Römisch-Ka-
tholischen Kirche, eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangelisch-Lutherischen Kir-
che sowie zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege an. 5Für jedes Mitglied ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter 
zu berufen. 6Die Mitglieder des Beirates und ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
werden auf Vorschlag der jeweiligen Organisationen durch das Staatsministerium der 
Justiz berufen. 7Die Mitglieder des Beirates werden von der Leitung der Einrichtung in 
ihrer Arbeit unterstützt. 8Sie können ohne Anmeldung die Einrichtung besuchen und mit 
Untergebrachten sprechen. 9Der Beirat soll einmal im Jahr einen Bericht über seine 
Arbeit veröffentlichen. 

Art. 14 

Rechtsweg 

Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg eröffnet. 

Art. 15 

Einschränkung von Grundrechten 

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte auf körperliche Unversehrtheit, Frei-
heit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Grundgesetzes und Art. 102 Abs. 1 der 
Verfassung) sowie des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Art. 10 des Grund-
gesetzes und Art. 112 Abs. 1 der Verfassung) eingeschränkt. 
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Art. 16 

Verordnungsermächtigung, Berichtspflicht 

(1) Das Staatsministerium der Justiz wird ermächtigt, die erforderlichen Einzelheiten 
zur Ausgestaltung der Abschiebungshaft unter Berücksichtigung des Zwecks und der 
Eigenart der Abschiebungshaft und nach Maßgabe der Richtlinie 2008/115/EG sowie 
Näheres zu den Beiräten, insbesondere zu deren Aufgaben und Geschäftsgängen, 
durch Rechtsverordnung zu regeln. 

(2) Die Staatsregierung erstattet einmal jährlich dem Landtag Bericht über die Um-
setzung dieses Gesetzes, insbesondere die Entwicklung der Zahlen der Untergebrach-
ten. 

Art. 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ................................. in Kraft. 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner
Abg. Gülseren Demirel
Abg. Matthias Vogler
Abg. Karl Straub
Abg. Toni Schuberl
Abg. Christoph Maier
Abg. Alexander Hold
Abg. Horst Arnold



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 a auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 

Gülseren Demirel u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bayerisches Gesetz zum Schutz von Grundrechten beim Vollzug der 

Abschiebungshaft (BayAHaftVollzG) (Drs. 19/11151)

- Erste Lesung -

Die Begründung und die Aussprache werden miteinander verbunden. Damit ergibt 

sich eine Redezeit von zehn Minuten für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Als 

Erster erteile ich der Abgeordneten Gülseren Demirel für die GRÜNEN das Wort.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Sehr verehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Vor wenigen Wochen hatte ich die Gelegenheit, die Abschiebungshafteinrichtung 

in Eichstätt zu besuchen. Dort habe ich Menschen getroffen, die, ohne eine Straftat 

begangen zu haben, hinter verschlossenen Türen sitzen. Diese Menschen dürfen ihre 

Mobiltelefone nicht nutzen. Ihr Kontakt zur Außenwelt ist eingeschränkt, und über Wo-

chen oder Monate hinweg leben sie in Unsicherheit. Sie haben wenige Möglichkeiten, 

sich zu beschäftigen, zu lernen oder ihren Alltag sinnvoll zu gestalten, weil für sie ein 

Arbeitsverbot besteht.

Diese Eindrücke haben mich nachdenklich gemacht; denn, liebe Kolleginnen und Kol-

legen, Abschiebungshaft ist keine Strafe, sondern dient lediglich der Sicherung einer 

Abschiebung und darf deshalb nur als Ultima Ratio, also als letztes Mittel, angeordnet 

werden. Wer Menschen, die keine Straftäter sind, ihrer Freiheit beraubt, trägt dabei 

eine ganz besondere Verantwortung.

Am 27. April dieses Jahres befanden sich 145 Menschen in den drei bayerischen 

Abschiebungshafteinrichtungen. Die Haftdauer reichte von nur einem Tag bis zu 

412 Tagen. Dies zeigt: Wir sprechen nicht über einen bloßen Verwaltungsakt, sondern 

über Freiheitsentziehungen, die sich über viele Monate erstrecken und in die Grund-
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rechte der Betroffenen tief eingreifen können. Daher ist für mich die entscheidende 

Frage: Wird Bayern seiner Verantwortung ausreichend gerecht?

Die konkrete Ausgestaltung der Abschiebungshaft liegt nicht beim Bund, sondern die 

Länder sind dafür zuständig. Während der Bund die Voraussetzungen und die Anord-

nungen für die Abschiebungshaft regelt, bestimmen die Länder den Vollzug, also 

darüber, wie Menschen untergebracht werden und welche Rechte ihnen im Alltag zu-

stehen. Genau dazu besteht in Bayern eine erhebliche Regelungslücke. Bis heute gibt 

es kein eigenes bayerisches Abschiebungshaftvollzugsgesetz. Viele zentrale Fragen 

werden über Verwaltungsvorschriften, Hausordnungen oder die behördliche Praxis 

geregelt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Grundrechte dürfen jedoch nicht von der Verwal-

tungspraxis, einem Personalmangel oder organisatorischen Zufälligkeiten abhängen. 

Deswegen haben wir GRÜNE uns dazu entschieden, dieses Abschiebungshaftvoll-

zugsgesetz vorzulegen. Mit ihm wollen wir einen klaren gesetzlichen Rahmen für 

einen der schwersten Grundrechtseingriffe schaffen, die der Staat überhaupt vorneh-

men kann, nämlich den Entzug der persönlichen Freiheit.

Wir stärken mit unserem Gesetz den Zugang zu unabhängiger Rechtsberatung. Wir 

schaffen verbindliche Regelungen für die Kommunikation und für Besuchszeiten sowie 

für die Sprachmittlung. Wir wollen einen klaren Standard bei der Unterbringung, der 

Betreuung und dem Personal. Vor allem aber stärken wir die Transparenz sowie die 

parlamentarische Kontrolle.

Ein weiterer zentraler Punkt unseres Gesetzes ist die konsequente Umsetzung des 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Bereits heute gilt: Abschiebehaft darf nur das letzte 

Mittel sein. Ob dieser Grundsatz aber tatsächlich gelebt wird, hängt maßgeblich von 

den rechtlichen und praktischen Rahmenbedingungen vor Ort ab. Studien des Euro-

päischen Migrationsnetzwerks haben gezeigt, dass die Anwendung von Haft und ihrer 

Alternativen europaweit erheblich variiert. Wo klare gesetzliche Vorgaben bestehen, 
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werden mildere Mittel häufiger geprüft und auch umgesetzt. Genau deshalb verpflich-

ten wir die zuständigen Behörden stärker dazu, Alternativen zur Haft systematisch zu 

prüfen und ihre Entscheidungen nachvollziehbar zu dokumentieren. Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, Freiheitsentzug darf niemals zur Routine werden.

Die Frage, wie die Abschiebehaft ausgestaltet wird, ist längst keine bayerische oder 

deutsche Debatte mehr. Mit der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsys-

tems – GEAS – werden in den kommenden Jahren europaweit neue Grenz- und 

Rückführungsverfahren eingeführt. Das nationale Gesetz wird am kommenden Freitag 

in Kraft treten. Das Ziel ist eine Beschleunigung der Verfahren und eine effektivere 

Durchsetzung von Rückführungen. Gleichzeitig entstehen neue Formen des Freiheits-

entzugs im Kontext von Asyl- und Grenzverfahren, die den rechtsstaatlichen Rahmen 

besonders herausfordern werden. Deshalb stellt sich uns zentral die Frage: Welche 

rechtsstaatlichen Standards gelten, wenn der Staat zur Sicherung eines Verfahrens 

oder einer Abschiebung Menschen ihrer Freiheit beraubt? Die Europäische Union 

hält dabei ausdrücklich fest: Freiheitsentzug darf nur als letztes Mittel erfolgen, muss 

verhältnismäßig sein, muss individuell begründet werden und einer wirksamen richter-

lichen Kontrolle unterliegen. Auch Alternativen zur Haft sind zwingend zu prüfen.

Je stärker europaweit über Grenzverfahren, Rückführungen und Haft diskutiert wird, 

desto wichtiger, Kolleginnen und Kollegen, wird die Frage sein, ob die Rechte der Be-

troffenen tatsächlich wirksam geschützt sind oder ob sie nur auf dem Papier bestehen. 

Daher würde Bayern mit einem Abschiebungshaftvollzugsgesetz keinen Sonderweg 

beschreiten. Viele Bundesländer wie beispielsweise Nordrhein-Westfalen, Hessen und 

Brandenburg haben ein solches Gesetz schon lange. In diesen Bundesländern sind 

Mindeststandards festgelegt worden, Rechte verbindlich abgesichert und die Unter-

schiede zu einer Strafhaft klar herausgearbeitet worden. Damit wird sichergestellt, 

dass ein schwerwiegender Grundrechtseingriff nicht allein über die Verwaltungspraxis 

geregelt wird. Zum Beispiel wird in Nordrhein-Westfalen das Telefonieren erleichtert. 

Die Inhaftierten dürfen ihre SIM-Karte in einfachen Leihhandys nutzen. Sie können 
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Nachrichten schreiben und sind erreichbar. Wir in Bayern ermöglichen den Gefange-

nen lediglich täglich eine halbe Stunde zum Telefonieren an einem bestimmten Tele-

fon. Die Besuchszeiten sind in NRW von 9 bis 17 Uhr; in Eichstätt ist die Besuchszeit 

auf nur einige Stunden stark begrenzt. Zwar gibt es in Eichstätt die Möglichkeit, eigene 

Kleidung zu tragen; aber es fehlt an Waschmaschinen, sodass die Inhaftierten die 

Anstaltskleidung tragen müssen. Ich erwähne das, um nur einige Beispiele zu nennen.

Insbesondere im Lichte der europäischen Entwicklung wird deutlich: Je intensiver 

über Rückführung, Grenzverfahren und Freiheitsentziehung entschieden wird, desto 

klarer müssen unsere gesetzlichen Leitplanken sein. Bayern verfügt hingegen bis 

heute über kein eigenes entsprechendes Gesetz. Dabei geht es nicht um die Frage, 

ob Abschiebungen stattfinden; vielmehr geht es um die Frage, unter welchen rechts-

staatlichen Bedingungen ein Freiheitsentzug vollzogen wird. Die längste Haftdauer 

im Abschiebungsvollzug in Bayern lag zuletzt bei 412 Tagen. Das zeigt: Wir reden 

nicht über kurzfristige Maßnahmen, sondern über Freiheitsentziehungen, die sich über 

einen erheblichen Zeitraum erstrecken.

Wer Menschen die Freiheit entzieht, trägt besondere Verantwortung. Diese Verant-

wortung verlangt klare Regeln, Transparenz und demokratische Kontrolle.Ein starker 

Rechtsstaat beweist seine Stärke nicht dort, wo er Freiheit gewährt. Unserer Meinung 

nach beweist ein starker Rechtsstaat seine Stärke dort, wo er Freiheit entzieht. Genau 

dafür legen wir heute unseren Gesetzentwurf vor.

Unser Gesetz schafft Rechtssicherheit für die Behörden, stärkt die Rechte der Betrof-

fenen und sorgt dafür, dass Bayern bei einem der schwersten Grundrechtseingriffe 

des Staates endlich einen klaren gesetzlichen Rahmen erhält. Für mich stellt sich 

deshalb in den kommenden Beratungen nicht die Frage, ob ein Abschiebungshaftvoll-

zugsgesetz in Bayern nötig ist. Die Frage lautet vielmehr: Warum verzichtet Bayern 

bei einem solch gravierenden Eingriff in die persönliche Freiheit bis heute auf eine ge-

setzliche Regelung? Warum schwächelt der Freistaat ausgerechnet dort, wo Rechts-

staatlichkeit besonders sichtbar werden müsste?
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich danke Ihnen, dass Sie meiner furchtbaren Stimme gefolgt sind.

Präsidentin Ilse Aigner: Frau Kollegin, bitte bleiben Sie am Rednerpult. Herr Kollege 

Vogler hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet.

Matthias Vogler (AfD): Frau Kollegin Demirel, ich habe eine Frage: Sie beklagen den 

Zustand, dass so viele Leute in Haft sind. Aber stimmen Sie mir denn nicht zu, dass 

die Leute, die in Haft sind, sich a) illegal im Land befinden und b) freiwillig hätten 

ausreisen können und sollen. Dem sind sie nicht nachgekommen. Deshalb sind sie 

in Abschiebehaft gekommen. Somit haben es die Menschen doch selbst in der Hand, 

freiwillig auszureisen, weil sie sich nicht im Land aufhalten dürfen, oder notgedrungen 

in die Abschiebehaft zu gehen. Wie sehen Sie das Ganze? Stimmen Sie mir nicht zu?

Gülseren Demirel (GRÜNE): Ich habe versucht zu erläutern, dass Abschiebevollzug 

notwendig ist, wenn Menschen sich nicht an die Vorschriften des Rechtsstaats halten. 

Aber hinsichtlich der Unterscheidung, die dann beginnt, gehen unsere Meinungen 

auseinander. Menschen, die einen Verwaltungsakt nicht befolgen und nicht freiwillig 

ausreisen, müssen in Gewahrsam genommen werden. Es handelt sich jedoch nicht 

um eine Straftat. Wir müssen jedoch darüber diskutieren, wie der Gewahrsam aus-

sieht. Müssen diese Menschen nach denselben Regeln untergebracht werden wie ein 

Straftäter? Oder muss man das anders handhaben? Das ist der Unterschied. Darum 

geht es in unserem Gesetz.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster hat in der Aussprache Herr Kollege Karl Straub 

für die CSU-Fraktion das Wort.

Karl Straub (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Frau Demirel, zunächst einmal wünsche ich Ihnen gute Besserung. Gesund-

heit geht immer vor, auch vor jedem Gesetzentwurf. Ich muss trotzdem noch auf 
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einen Aspekt eingehen. Ich glaube, in den letzten Jahren haben wir in Deutschland 

die Diskussion etwas verschoben. Menschen stellen bei uns Asylanträge. Das ist 

ihr gutes Recht. Diese Asylanträge werden entweder angenommen oder abgelehnt. 

Abgelehnte Asylbewerber haben im Regelfall innerhalb von 30 Tagen unser Land 

zu verlassen. Ich möchte es noch einmal deutlich sagen. Es müsste keiner in eine 

Abschiebehafteinrichtung in Bayern gehen. Übrigens werden sehr viele, die sich in 

einer Abschiebehafteinrichtung befinden, noch einmal darauf aufmerksam gemacht, 

dass sie die Abschiebehafteinrichtung verlassen können, dafür aber ihrer freiwilligen 

Ausreisepflicht nachkommen müssen. Diese Diskussion wird in Deutschland sehr ver-

kürzt geführt. Momentan reden wir nur noch über Asyl und Abschiebung. Dazwischen 

steht normalerweise die freiwillige Ausreise. Das ist das Selbstverständliche.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Prof. Dr. Winfried Bausback 

(CSU): Hört, hört!)

Und trotzdem: Abschiebungshaft ist kein Selbstzweck. Sie ist ein schwerwiegender 

Eingriff in die Freiheit eines Menschen und darf deshalb nur unter gesetzlichen Vor-

aussetzungen angeordnet werden. Genau deshalb gibt es bereits heute rechtsstaat-

liche, verfassungsrechtliche und europarechtliche Anforderungen. Der vorliegende 

Gesetzentwurf der GRÜNEN erweckt jedoch den Eindruck, dass dem nicht so ist. 

Für den Vollzug der Abschiebungshaft bestehen bereits heute tragfähige und rechtssi-

chere Grundlagen. Die bestehenden Regelungen gewährleisten einen rechtsstaatlich 

einwandfreien Vollzug. Sie erfüllen die Anforderungen des Grundgesetzes und ebenso 

die Vorgaben des europäischen Rechts. Ein zusätzlicher Regelungsbedarf ist daher 

nicht erkennbar. Im Gegenteil, das derzeitige System hat sich in der Praxis bewährt. 

Auf den Vollzug der Abschiebungshaft werden die Regelungen des Strafvollzugsge-

setzes nur insoweit entsprechend angewandt, wo dies mit Eigenart und Zweck der 

Abschiebungshaft vereinbar ist. Dort, wo Besonderheiten bestehen, werden diese 

durch Hausordnungen der jeweiligen Einrichtungen geregelt. Übrigens habe auch ich 

Abschiebungshafteinrichtungen besucht. Sie unterscheiden immer die Beratung durch 
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staatliche Beamte und die Beratung durch Wohlfahrtsverbände. Deswegen mache ich 

den Beamten, die ich kennengelernt habe, ein großes Kompliment, da sie diese Leute 

unter dem Prinzip der Humanität ordentlich betreuen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf der Abgeordneten 

Gülseren Demirel (GRÜNE))

In unserer Praxis liegt der entscheidende Vorteil. Dieses Modell ermöglicht es, flexibel 

und schnell auf neue Entwicklungen, auf Veränderungen in der Rechtsprechung oder 

auf konkrete Gegebenheiten vor Ort zu reagieren. Ein starres Gesetz kann diese 

notwendige Flexibilität nicht leisten. Jede Anpassung würde künftig ein langwieriges 

Gesetzgebungsverfahren erfordern. Die einzelnen Einrichtungen – auch das ist die 

Wahrheit – unterscheiden sich hinsichtlich ihrer baulichen, organisatorischen und per-

sonellen Voraussetzungen. Diese Unterschiede können durch individuelle Regelungen 

vor Ort deutlich besser berücksichtigt werden als durch ein landesweit einheitliches 

und starres Gesetz.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Staatsregierung hat sich das Ziel gesetzt, Bü-

rokratie abzubauen. Dieses Gesetz macht genau das Gegenteil. Es schafft zusätz-

liche Regelungen, will zusätzliche Gremien einführen und zusätzliche Verwaltungs-

strukturen schaffen. Auch die Berufung auf die Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs trägt den Gesetzentwurf nicht. Der EuGH hat keineswegs festgestellt, 

dass Bayern oder Deutschland zwingend ein eigenes Abschiebungshaftvollzugsge-

setz brauchen. Vielmehr hat er verschiedene Kriterien benannt, die im Rahmen einer 

Gesamtbetrachtung zu prüfen sind. Die bestehende bayerische Praxis steht daher 

keineswegs im Widerspruch zu europarechtlichen Vorgaben.

Gravierend sind jedoch die praktischen Folgen einzelner Regelungen. Ihr Gesetzent-

wurf würde die Abschiebung beispielsweise von Familienverbünden nahezu ausschlie-

ßen. Ich sage noch einmal sehr deutlich: Wer kein Aufenthaltsrecht besitzt und zur 

Ausreise verpflichtet ist, muss unser Land verlassen. Das ist manchmal eine unan-
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genehme Wahrheit. Aber es ist so. Ich glaube, das will auch der Großteil unserer 

Bevölkerung. Ich möchte die Vielzahl an gut integrierten Menschen hier im Lande 

erwähnen. Genau diese Menschen haben das Bedürfnis, dass diejenigen, die gehen 

müssen, auch tatsächlich ihre Pflicht erfüllen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein guter Gesetzentwurf löst reale Probleme. Dieser 

Gesetzentwurf löst jedoch kein bestehendes Problem. Er schafft zusätzliche Bürokra-

tie, schränkt notwendige Handlungsmöglichkeiten ein, enthält rechtliche Unklarheiten 

und erschwert die Durchsetzung geltenden Rechts. Die Grundrechte der Betroffenen 

sind bereits heute umfassend geschützt.

Ich freue mich auf die Diskussionen im Ausschuss. Ich denke aber, aus meiner Rede 

ist hervorgegangen, dass wir aus jetziger Sicht den Gesetzentwurf ablehnen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Zunächst wird noch hier diskutiert. Herr Kollege Toni Schu-

berl hat das Wort.

Toni Schuberl (GRÜNE): Herr Kollege Straub, in einem Punkt sind sich alle demo-

kratischen Fraktionen einig: Man braucht Abschiebungen. Als Ultima Ratio muss es 

dafür ein Gewahrsam geben. An dieser Stelle sind wir uns eigentlich auch einig, 

zumindest wenn man sich anhört, was gesagt wird. Der Gewahrsam muss jedoch 

menschenwürdig gestaltet werden. Es gibt Urteile, nach denen dieser in Bayern eben 

nicht in Ordnung ist. Ich glaube, es war in Coburg. Laut einem Urteil wurden die 

Menschen dort untergebracht wie Strafgefangene. Das ist so nicht in Ordnung. Das 

muss anders gestaltet werden. Es gibt eine europäische Richtlinie, die vorschreibt, 

wie diese Menschen untergebracht werden müssen. Den Inhalt dieser europäischen 

Richtlinie findet man in unserem Gesetzentwurf wieder. Sie tun so, als wäre in Bayern 
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alles in Ordnung. Man müsse es nur so lassen, wie es ist. Es gibt Missstände, die 

festgestellt worden sind. Diese lösen wir mit diesem Gesetz.

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege – –

Toni Schuberl (GRÜNE): Ich will nicht, dass Sie unser Gesetz ablehnen und wir dann 

in eine Situation kommen, in der ein Gericht sagt: Jetzt müssen wir ein Abschiebungs-

haftvollzugsgesetz machen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Karl Straub (CSU): Ich kann Ihnen das individuell nicht unterstellen. Ich verfolge 

zurzeit sehr viele Videos, in denen Parteikolleginnen und -kollegen von Ihnen auftre-

ten. Deswegen habe ich schon sehr starke Zweifel daran, ob die GRÜNEN in ihrer 

Gesamtheit tatsächlich abschieben wollen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wenn Sie das hier behaupten, Herr Schuberl, dann glaube ich Ihnen das. Wie gesagt, 

wenn man solche Videos anschaut

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

– lassen Sie mich doch schnell antworten –, sieht man Diskussionen um das Abschie-

beterminal,

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Was steht denn in unserem Gesetz?)

wobei Horrorszenarien heraufbeschworen werden. Dabei äußern sich Parteimitglieder 

von Ihnen, die grundsätzlich sagen, dass man überhaupt nicht abschieben soll. Das ist 

ein Fakt. Dem haben Sie jetzt so nicht widersprochen.

(Widerspruch bei den GRÜNEN)
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Jetzt lassen Sie mich noch auf Ihre Frage antworten, was ich gerne sachlich tun 

möchte. Defizite und entsprechende Urteile waren der Fall. Auf diese ist immer ent-

sprechend reagiert worden. Die Hafteinrichtungen haben – und das habe ich in meiner 

Rede auch gesagt – immer flexibel reagiert, um sämtlichen Rechtsprechungen gerecht 

zu werden. Ich glaube, dafür brauchen wir kein neues Gesetz. Wenn es irgendwo 

Bedarf gibt, dann müssen wir etwas ändern. Dafür brauchen wir aber kein Gesetz.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als nächster Redner spricht für die AfD-Fraktion Herr Kolle-

ge Christoph Maier.

(Beifall bei der AfD)

Christoph Maier (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Her-

ren! Dieser Gesetzentwurf trägt einen schönen Titel. Dieser handelt vom Schutz der 

Grundrechte, von Menschlichkeit, von Kontrolle und von Rechtsstaatlichkeit. Meine 

Damen und Herren, in der Politik muss man immer zwischen dem Titel eines Geset-

zes und seinem wirklichen Inhalt unterscheiden; denn primär geht es hier nicht um 

den Schutz von Grundrechten. Die Grundrechte sind bereits geschützt. Hier geht es 

tatsächlich um die Frage, ob der Staat seine Entscheidungen nach einer rechtsstaat-

lichen Prüfung durchsetzen kann, und es geht um die Frage, ob eine vollziehbare 

Ausreisepflicht am Ende auch vollzogen wird oder ob sie in einem Geflecht von Bera-

tungsstrukturen, Beiräten, Petitionen, Sonderrechten und Bürokratie erneut versandet.

Abschiebungshaft ist ein Eingriff in die Freiheit der Person, aber sie ist rechtsstaatlich 

kontrolliert, sie ist verhältnismäßig, sie ist nicht willkürlich, und sie ist sowieso – wie wir 

bereits gehört haben – das letzte Zwangsmittel, das nur zur Anwendung kommt, wenn 

freiwillige Ausreisen nicht angenommen werden. Genau hier liegt auch der fundamen-

tale Fehler des Gesetzentwurfs: Die GRÜNEN tun so, als wäre die Abschiebungshaft 

das Problem. Das eigentliche Problem ist doch ein anderes: Die vollziehbare Ausrei-
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sepflicht der Personen wird nicht ernst genommen und in Deutschland viel zu oft nicht 

vollzogen.

(Beifall bei der AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, über die Hälfte aller Abschiebungen in Deutschland 

scheitert. Die Bürger haben mittlerweile erkannt, dass der Staat entscheidet, prüft, 

bescheidet, verwaltet und am Ende doch nicht handelt. Deshalb wählen sie die AfD. 

Ein Staat, der nur noch prüft, begleitet, berät und berichtet und nicht mehr durchsetzt, 

ist kein Rechtsstaat, und er wird nicht mehr ernst genommen. Er ist die Verwaltung 

seiner eigenen Ohnmacht. Deshalb darf die Abschiebungshaft nicht zu einem betreu-

ten Aufenthalt umgebaut werden, wie es dieser Gesetzentwurf vorsieht.

(Beifall bei der AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, Abschiebungshaft hat einen einzigen klaren 

Zweck: Sie soll sichern, dass eine bestehende Ausreisepflicht vollzogen wird. Wer 

diesen Zweck relativiert, der relativiert die Durchsetzung des Rechts. Er legt Schicht 

um Schicht über den Vollzug: zusätzliche Beiräte, zusätzliche externe Akteure, 

zusätzliche Beratungsstrukturen, zusätzliche Kommunikationsansprüche, zusätzliche 

Berichtspflichten und damit zusätzliche Verzögerungsmöglichkeiten für eine Abschie-

bung. Das ist kein Sicherungsvollzug mehr, sondern ein migrationspolitisch überform-

ter Sondervollzug.

Besonders deutlich – das wurde noch nicht angesprochen – wird dies beim Petiti-

onsrecht. Nach diesem Entwurf soll während einer anhängigen Petition von einer 

Abschiebung grundsätzlich abgesehen werden können. Meine Damen und Herren, 

das Petitionsrecht ist ein elementares Bürgerrecht. Es dient dazu, Missstände aufzu-

zeigen. Es darf aber nicht dazu dienen, dass rechtsstaatliche Entscheidungen nicht 

mehr durchgesetzt werden können. Durch Missbrauch dieses Bürgerrechts darf hier 

kein Ersatzrechtsmittel geschaffen werden; denn wer aus einer Petition eine faktische 

Abschiebungsbremse macht, der schafft einen neuen Hebel gegen vollziehbare Aus-
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reisepflichten. Wir als AfD-Fraktion sagen: Das Petitionsrecht darf nicht zur Hintertür 

werden, um eine rechtmäßige Rückführung immer wieder zu blockieren, wie dies 

tatsächlich geschieht. Die vorgesehenen Beiräte zeigen die politische Richtung dieses 

Entwurfs.

Kontrolle staatlicher Freiheitsentziehung ist auch in Bayern notwendig; aber diese 

Kontrolle liegt bei Gerichten, bei Aufsichtsbehörden, beim Parlament und bei rechts-

staatlich legitimierten Stellen. Der Entwurf enthält darüber hinaus eine dauerhafte 

Einbindung externer Akteure. Wir wissen genau, welche Ziele externe Akteure wie Kir-

chen, Wohlfahrtspflege und sonstige Organisationen in der Flüchtlingsarbeit verfolgen: 

Sie wollen weiterhin ihre Einkommen sichern und sind nicht daran interessiert, dass 

Abschiebungen funktionieren. Hier wird eine Nebenstruktur im Inneren des Vollzugs 

geschaffen. Hier sollen migrationspolitische Vorfeldstrukturen gesetzlich privilegiert 

und dauerhaft in den Vollzug eingebaut werden. Aus Rechtsberatung wird in diesem 

Land Rechtsbeugung, und aus Vollzugsbegleitung wird Vollzugsvereitelung. Doch die 

AfD wird dies nicht zulassen.

Und schließlich noch ein Wort zu den Kosten: Durch den Gesetzentwurf werden neue 

Strukturen, neue Ansprüche und auch neue Pflichten geschaffen; aber die Kosten 

bleiben unbeziffert. Das ist keine seriöse Gesetzgebung. Das ist Symbolpolitik auf 

Kosten des Steuerzahlers. Eines muss hier ganz klar angesprochen werden: Der Ent-

wurf offenbart ein Staatsverständnis, das wir als AfD-Fraktion grundlegend ablehnen. 

Der Staat erscheint hier nicht als der legitime Träger von Recht und Ordnung, er 

erscheint hier als Verdachtsobjekt, das Grundrechte unnötig beeinträchtigen würde. Er 

soll lahmgelegt werden. Das ist eine Logik der Selbstlähmung, welche die GRÜNEN 

mit Deutschland verfolgen.

Die AfD verfolgt ein anderes Staatsverständnis: Unser Staat muss maßvoll sein; aber 

er muss handeln. Er muss stark sein und muss Grundrechte achten. Er muss kontrol-

liert werden; aber er darf nicht handlungsunfähig sein. Wer kein Aufenthaltsrecht hat, 
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muss dieses Land verlassen, und zwar so schnell wie möglich. Das ist keine Härte, 

das ist Rechtsstaat. Wir lehnen diesen Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Nächster Redner ist für die Fraktion der FREIEN WÄHLER 

Herr Kollege Alexander Hold.

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, Kolleginnen und 

Kollegen! Ja, Menschen sitzen nicht in Abschiebungshaft, weil sie etwas ausgefressen 

haben. Nein, es handelt sich um Menschen, die schlicht kein Bleiberecht haben, aber 

nicht freiwillig aus Deutschland ausreisen. Bei ihnen kommt unser Rechtsstaat auf-

grund einer Würdigung, die nachprüfbar ist, im Einzelfall zum Ergebnis, dass die Ab-

schiebung gefährdet wäre, wenn man sie nicht in Gewahrsam nimmt. Ich muss diesen 

wichtigen Punkt wiederholen, weil er tatsächlich entscheidend ist: Abschiebungshaft 

ist durch freiwillige Ausreise vermeidbar. Die Abschiebungshaft ist für die Inhaftierten 

ohne Weiteres vermeidbar. Das sollte man schon im Hinterkopf behalten, wenn man 

bestmögliche Haftbedingungen durchsetzen möchte.

Abschiebungshaft darf keine Strafe sein. Dabei müssen die Grundrechte geachtet 

und gesichert werden. Meine Damen und Herren, die Abschiebungshaft darf sich im 

Rahmen des mit vertretbaren Mitteln Erreichbaren halten, ohne dass der Rechtsstaat 

ein schlechtes Gewissen haben müsste. Im Gegenteil ist es eine zwingende Aufgabe 

des Rechtsstaats, bestehende und vollziehbare Ausreiseverpflichtungen durchzuset-

zen. Dabei handelt es sich um etwas anderes als bei einer Strafe. Das ist keine 

Frage. Die Abschiebungshaft dient allein dem Zweck, die nicht freiwillige Ausreise 

zu sichern. Deswegen dürfen die Grundrechte der Betroffenen nur soweit erforderlich 

eingeschränkt werden.

Sowohl die EU und der Europäische Gerichtshof als auch der § 62a des Aufenthalts-

gesetzes normieren deshalb, dass die Abschiebungshaft in speziellen Haftanstalten 

vollzogen werden muss. Dies hat unter besonderen Haftbedingungen zu erfolgen. Es 
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gibt gewichtige Gründe, dass bei dieser besonderen Haft nicht einfach die Regeln 

des Strafvollzugsgesetzes anzuwenden sind. Damit gibt es Gründe für ein eigenes Ab-

schiebungshaftvollzugsgesetz. Deswegen haben mehrere Bundesländer solche Ge-

setze schon erlassen. Offensichtlich hat dabei der eine vom anderen abgeschrieben, 

was nicht immer für die Qualität der Gesetze spricht. Sie haben nicht einmal richtig 

abgeschrieben. Sie haben einfach Ihren Entwurf aus der letzten Legislaturperiode bis 

auf drei oder vier Wörter, die ich gefunden habe, recycelt.

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Der war ja auch gut!)

– Aber er ist nicht besser als in der letzten Legislaturperiode. –

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erstens. Der Gesetzentwurf ist schlicht und einfach unnötig aufgebläht. Schon Arti-

kel 1 ist unnötig. Dort steht unnötigerweise wörtlich, was in § 62a des Aufenthaltsge-

setzes bereits steht: die Sache mit den speziellen Haftanstalten. Weiter steht dort, 

wann die Abschiebungshaft unzulässig ist. Auch das steht schon in § 62 Absatz 1 

des Aufenthaltsgesetzes. Das hat dort gar nichts zu suchen. Ein Vollzugsgesetz dient 

nicht dazu, die materiellen Voraussetzungen für die Anordnung von Haft festzulegen, 

sondern dazu, den Vollzug einer bereits richterlich angeordneten Haft zu regeln. Die 

materiellen Voraussetzungen werden niemals in einem Vollzugsgesetz geregelt, son-

dern im Aufenthaltsrecht. Es macht überhaupt keinen Sinn, das zu wiederholen. Das 

wäre ungefähr so, als würde man in der Strafprozessordnung vorsichtshalber alle 

Straftatbestände noch einmal reinschreiben, damit sie auch jeder wirklich kapiert. So 

wird es am Ende nichts mit schlanken Normen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweitens. Sie schreiben ferner, es dürften nur die Beschränkungen auferlegt werden, 

die "unumgänglich" sind. Das steht so nicht einmal in den Gesetzen der anderen Bun-

desländer. Das will auch die EU nicht und hat auch der EuGH so nicht gefordert. Dort 
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ist überall nur von "erforderlichen" Beschränkungen die Rede. Mit der Formulierung 

"unumgänglich" überfordern Sie die Praxis; denn jede Einzelmaßnahme müsste in 

einer Art und Weise wasserdicht begründet werden, die das Vollzugspersonal letztlich 

nicht leisten könnte. In Ihrem Gesetzentwurf steht außerdem, dass Minderjährige nicht 

in Abschiebungshafteinrichtungen untergebracht werden dürfen. Wo denn dann? In 

einer normalen Haftanstalt? – Dann müssten sie von ihren Familien getrennt werden. 

Wäre das ein geringerer Eingriff?

(Zuruf der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

Im nächsten Satz schreiben Sie zudem, dass Abschiebungshaft dann unzulässig sei, 

wenn sie zu einer Familientrennung führe, die das Kindeswohl gefährde. Das heißt 

im Ergebnis, dass jeder zur Ausreise Verpflichtete, der minderjährige, siebzehnjährige 

Kinder hat, eigentlich überhaupt nicht in Abschiebungshaft genommen werden kann. 

Das widerspricht absolut dem Zweck des Instrumentes der Abschiebungshaft. Wann 

und wo Minderjährige und Familien für die Abschiebungshaft inhaftiert werden können, 

steht ebenfalls bereits im materiellen Recht im § 62 des Aufenthaltsgesetzes. Dort ist 

es klarer formuliert und gehört es auch hin.

Sie schreiben zudem von einer Informationspflicht und Rücksicht auf religiöse sowie 

alterstypische Belange. Auch das normiert bereits das Aufenthaltsrecht. Mit Ihren 

Forderungen bezüglich der Ausbildung des Personals gehen Sie ebenfalls zu weit. 

In Ihrem Gesetzentwurf steht, dass bei der Auswahl des Personals darauf geachtet 

werden solle, dass dieses möglichst viele Sprachen spreche. Ich kann nur fragen: Auf 

welchem Planeten leben Sie?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FREIEN WÄHLER und der CSU)

Der Vollzugsdienst ist froh, wenn er überhaupt alle Stellen besetzen kann. Die Men-

schen mit der in Ihrem Gesetzentwurf geforderten Qualifikation finden Sie vielleicht 

noch bei der UNO, aber auch dort wahrscheinlich nicht einmal im Bereich des Präsidi-

ums, wenn ich ganz ehrlich bin.

Protokollauszug
81. Plenum, 09.06.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 15



(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Zuruf der Abgeordneten 

Gülseren Demirel (GRÜNE))

Wir können über den Gesetzentwurf im Detail gerne noch weiter diskutieren. Insge-

samt ist dieser jedoch weder ein Beitrag zur Verbesserung der Rechtslage noch zur 

Entbürokratisierung und schon gar nicht zur Vermeidung unnötiger Normen oder zur 

Verbesserung der Situation von Abschiebungshäftlingen. Wir werden den Gesetzent-

wurf daher vermutlich nicht positiv begleiten können.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Für die SPD spricht Herr Kollege Horst Arnold.

Horst Arnold (SPD): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Die Abschiebungs-

haft ist ein zwingend notwendiges Rechtsinstitut, um die vollziehbare Ausreisepflicht 

von Menschen zu gewährleisten, die kein Bleiberecht haben. Das ist im Bundesrecht, 

im Aufenthaltsgesetz, geregelt. Der EuGH hat uns in einem maßstabsbildenden Urteil 

vom 10. März 2022 ganz eindeutig ins Stammbuch geschrieben, dass ein deutlicher 

Unterschied zwischen dem Strafvollzug und der Abschiebungshaft bestehen muss, 

weil die Umstände des Freiheitsentzugs und der Einschränkung der allgemeinen 

Persönlichkeitsfreiheit ganz andere sind als beim Vollzug von Straftaten. Das Abschie-

bungshaftvollzugsgesetz soll in die eigentlichen materiellen Belange nicht eingreifen, 

die der Ermittlungsrichter bzw. die Ermittlungsrichterin zu prüfen haben.

Ich selbst war neun Jahre lang fast ununterbrochen in Zirndorf als Ermittlungsrich-

ter tätig und habe ziemlich viele Abschiebungen durchgeführt. Bezüglich der Frage, 

warum man Abschiebungen nicht immer durchführen kann: Es gibt im bestehenden 

Gesetz Hürden, und zwar dann, wenn gesundheitliche Abschiebungshindernisse vor-

liegen oder die Aufnahmebereitschaft der Herkunftsländer fehlt. All diese Dinge wer-

den schon geprüft, sodass nicht automatisch eine Abschiebungshaft anzuordnen ist. 

Im Gesetz stehen bereits Hindernisse, die dort zu Recht aufgestellt sind, weil es nicht 

um die grundsätzliche freiheitsentziehende Maßnahme geht, sondern um das Wie.
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Wir wissen auch, dass das Landgericht Coburg am 7. November 2022 die Unterbrin-

gung eines Abschiebungshäftlings in der JVA Eichstätt verhindert hat, weil damals 

analysiert worden ist, dass mit Verweis auf die Verschlusszeiten und die Anstaltsklei-

dung die Voraussetzungen in Eichstätt nicht den Maßstäben entsprachen, die der 

EuGH festgelegt hat. Seit dieser Zeit wurden Verbesserungen vorgenommen. Auf-

grund dieser Erkenntnis ist auch unser klares Ziel: Das Ob der Abschiebung regelt 

das Bundesgesetz, das Wie wird in einem Abschiebungshaftvollzugsgesetz geregelt. 

Auf diese Art und Weise hat es auch seine Berechtigung. Dass hier in Bayern alles 

super läuft, haben selbst bayerische Gerichte rechtskräftig widerlegt, und da ist ja 

auch etwas geschehen.

Es werden immer Fehler geschehen. Aber wenn es darum geht, in einem regelbasier-

ten Staat, in dem wir uns als Demokratinnen und Demokraten stets darauf berufen, 

Grundrechte zu schützen, diese Grundrechte herauszustellen, zu zeigen, dass diese 

uns wichtig sind, sowie die Würde des Menschen zu berücksichtigen und zu schützen, 

kann das nach unserem Verständnis niemals eine Frage des Bürokratieabbaus sein. 

Es ist vielmehr die Pflichtaufgabe einer jeden demokratischen Gemeinschaft, sich 

darum zu kümmern. Einige Voraussetzungen, die im Gesetzentwurf der GRÜNEN 

stehen, sind also durchaus wichtig. Auch wenn einige Voraussetzungen sehr ambitio-

niert sind, wurde dieses Gesetz in Baden-Württemberg in der letzten Legislaturperiode 

einstimmig unter Verzicht auf die Erste Lesung von den Kolleginnen und Kollegen der 

CDU und der GRÜNEN beschlossen.

(Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Das heißt gar nichts!)

Die Erfahrungen aus dem jetzigen Vollzug des baden-württembergischen Abschie-

bungshaftvollzugsgesetzes zeigen, dass dieses weder zum Untergang des Abendlan-

des noch zum Stillstand der Rechtsordnung geführt hat. Es haben sich die Verhältnis-

se insgesamt gebessert, und die Netzwerke sind zufriedener damit. Wir dürfen das 

nicht weiter dramatisieren. Wir haben im Ausschuss über einige Details noch intensiv 

zu reden.
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(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Die Aussprache ist geschlossen. Ich schlage vor, den Ge-

setzentwurf dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

als federführendem Ausschuss zu überweisen. Erhebt sich Widerspruch? – Das sehe 

ich nicht. Dann ist das so beschlossen.
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gülseren Demirel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/11151 

Bayerisches Gesetz zum Schutz von Grundrechten beim Vollzug der Abschie-
bungshaft (BayAHaftVollzG) 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Gülseren Demirel 
Mitberichterstatter: Alexander Hold 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Integration federführend zugewiesen. Der Ausschuss hat den Ge-
setzentwurf federführend beraten und endberaten. 
Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Gesetzentwurf nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 45. Sitzung am 
18. Juni 2026 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 46. Sitzung am 
9. Juli 2026 endberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Gülseren 
Demirel, Ludwig Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim 
Pargent, Stephanie Schuhknecht, Benjamin Adjei, Andreas Birzele, Cemal 
Bozoğlu, Maximilian Deisenhofer, Toni Schuberl, Florian Siekmann und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/11151, 19/12806 

Bayerisches Gesetz zum Schutz von Grundrechten beim Vollzug der Abschie-
bungshaft (BayAHaftVollzG) 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin 

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Tobias Reiß
Abg. Gülseren Demirel
Abg. Karl Straub
Abg. Rene Dierkes
Abg. Alexander Hold
Abg. Horst Arnold
Staatssekretär Sandro Kirchner



Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 

Gülseren Demirel u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bayerisches Gesetz zum Schutz von Grundrechten beim Vollzug der 

Abschiebungshaft (BayAHaftVollzG) (Drs. 19/11151)

- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsregie-

rung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich eröffne die Aus-

sprache. Erste Rednerin ist Frau Kollegin Gülseren Demirel für die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Verehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen! Wir 

befinden uns jetzt in der letzten Lesung unseres Gesetzentwurfs zum Abschiebungs-

haftvollzugsgesetz. Mit unserem Gesetzentwurf wollen wir erreichen, dass in Bayern 

ein gesetzlicher Rahmen für den Vollzug der Abschiebungshaft beschlossen wird, 

der leider bis heute fehlt. Unser Gesetzentwurf greift die Frage auf: Wie geht ein 

demokratischer Rechtsstaat mit Menschen um, denen er die Freiheit entzieht, obwohl 

sie keine Straftat begangen haben?

Wir wissen, dass es sich bei der Abschiebungshaft um eine Ultima Ratio handelt. 

Trotzdem geht es um keine Straftat, sondern um einen Verwaltungsakt, dem sich 

Betroffene entziehen wollen. An dieser Stelle muss der Rechtsstaat reagieren. In der 

Praxis bedeutet das trotzdem, dass es sich bei der Abschiebungshaft nicht um eine 

Strafhaft handelt.

Kolleginnen und Kollegen, bisher gab es in Bayern eine Einrichtung für Abschiebungs-

haft in Eichstätt mit ungefähr 90 Plätzen. Mittlerweile haben wir aber noch mehr. 

In Hof gibt es eine weitere Einrichtung für Abschiebungshaft, und in Passau wird 

es eine geben. Damit ist das Thema so gravierend, dass wir dafür einen Gesetzes-

rahmen brauchen. Der Freiheitsentzug gehört zu den schwersten Eingriffen in die 
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Grundrechte, die der Staat überhaupt vornehmen kann. Wer Menschen einsperrt, 

übernimmt eine besondere Verantwortung. Diese Verantwortung kann man nicht auf 

Hausordnungen, auf Verwaltungsvorschriften und die behördliche Praxis übertragen. 

Diese Verantwortung gehört in ein Gesetz. Es ist ein parlamentarischer Auftrag, dafür 

zu sorgen, dass es das Gesetz gibt. Je intensiver Grundrechtseingriffe vorgenommen 

werden, desto klarer müssen die gesetzlichen Leitplanken sein. Genau darum geht es 

in unserem Gesetzentwurf.

Wir verfolgen vier zentrale Ziele. Erstens muss die Abschiebungshaft Ultima Ratio 

bleiben. Behörden müssen verpflichtet werden, Alternativen zur Haft ernsthaft zu prü-

fen und ihre Entscheidungen nachvollziehbar zu dokumentieren.

Zweitens wollen wir die Kommunikation mit der Außenwelt stärken. Dazu zählen 

der Zugang zu Telefon, Internet, Post, Rechtsberatung und die Besuchszeiten. Die 

Sprachvermittlung darf auch kein Gnadenakt sein. Das muss verbindlich geregelt wer-

den.

Drittens wollen wir mit unserem Gesetzentwurf die Grundrechte ausdrücklich ab-

sichern und damit auch Beschwerderechte und effektiven Rechtsschutz möglich 

machen.Viertens und letztens geht es uns darum, Transparenz und unabhängige 

Kontrollen durch Beiräte mit Vertreterinnen und Vertretern der Kirchen und Wohlfahrts-

verbände einzurichten.

Kolleginnen und Kollegen, dass dieser Handlungsbedarf besteht, ist keine Behaup-

tung von uns. Das ist schon gerichtlich festgestellt worden. Es ist eine Forderung 

des Europäischen Gerichtshofs, der klargestellt hat, dass Abschiebungshaft kein Ge-

fängnis wie bei Straftätern sein darf. Das ist auch vom Landgericht Coburg bestätigt 

worden.

In der Beratung haben wir erlebt, dass die Regierungsfraktionen leider nicht davon 

überzeugt werden konnten. Was wollen Sie denn? Wollen Sie das nächste Gerichtsur-
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teil abwarten, das Ihnen wiederum auferlegt, dass die Praxis der Abschiebungshaft in 

Bayern so nicht weitergehen kann?

Kolleginnen und Kollegen, es ist nicht so, dass wir als GRÜNE in Bayern das Gesetz 

neu erfinden. Das Gesetz ist schon in vielen Bundesländern umgesetzt. Wir sind 

keine Vorreiter, wenn wir das Gesetz verabschieden. Wir sind Nachzügler. Schleswig-

Holstein hat es vorgemacht, Baden-Württemberg hat es vorgemacht, Nordrhein-West-

falen und das Saarland haben es vorgemacht. In Baden-Württemberg hat sogar ein 

CDU-Innenminister, Herr Strobl, dieses Gesetz mitgetragen.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Frau Kollegin, Ihre Redezeit.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Lassen Sie uns daher, Kolleginnen und Kollegen, end-

lich zu diesem Thema eine Entscheidung treffen, mit der wir die rechtsstaatlichen 

Prinzipien umsetzen –

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Kommen Sie bitte zum Ende, Frau Kollegin.

Gülseren Demirel (GRÜNE): – und Abschiebungshaft in einem rechtlichen Rahmen 

aufstellen und nicht mit Verordnungen wie in der Praxis.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner ist Kollege Karl Straub für die 

CSU-Fraktion. Bitte.

Karl Straub (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir sind in der Zweiten und damit letzten Lesung. Wir haben hier beraten. Deswegen 

möchte ich abseits von dem, was ich in der Ersten Lesung gesagt habe, noch einmal 

auf andere Dinge eingehen.

Der erste Punkt: Wer sitzt überhaupt in Abschiebungshaft? – Das sind Menschen, 

die jahrelange Gerichtsverfahren hinter sich haben und tatsächlich rechtsstaatlich – 

ich betone: nach bundesrechtlichen Vorgaben, die auch in den Jahren, als wir noch 
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nicht an der Regierung waren, nicht geändert wurden – verurteilt wurden. Um es 

einmal ganz klar zu betonen: All diese Menschen, die in Abschiebungshaft sitzen, 

müssten hier nicht sitzen, sondern jeder von ihnen hätte die Möglichkeit der freiwilligen 

Ausreise.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Für mich als Integrationsbeauftragten ist das auch sehr, sehr wichtig; denn gerade 

für die gut integrierten Menschen ist es wichtig, dass der Rechtsstaat handlungsfähig 

ist. Gerade Menschen mit Zuwanderungsgeschichte sagen genau das: dass Leute, 

die mehrfach aufgefordert wurden, freiwillig auszureisen, dies schlussendlich auch tun 

sollten.

Es gibt ja verschiedene Diskussionen. Die AfD sagt, wir schieben zu wenig ab. Von 

der linken Seite kommt der Vorwurf, wir schieben zu viel ab. Teilweise gibt es immer 

wieder dieses Märchen, dass wir nur gut Integrierte abschieben. Das stimmt über-

haupt nicht.

Deswegen würde ich gerne einmal auf die Situation eingehen, die ich in Eichstätt 

gesehen habe, und auf das, was an diesem Tag, als ich Eichstätt besucht habe, los 

war. Es ging groß durch die Medien, dass eine Sammelabschiebung nach Afghanistan 

durchgeführt werden musste. Da waren 30 Leute, die teilweise schwere Straftaten 

begangen haben. In Eichstätt waren mutmaßlich 6 dieser Leute; ich habe es nicht 

verifiziert. Aber es waren zeitgleich 6 dieser Menschen, die schwerste Straftaten 

begangen haben; sie waren nicht mehr in Haft, aber sie haben Vergewaltigungen, 

Messerangriffe usw. begangen. Sie saßen in Eichstätt. Auch das muss man einmal 

sagen.

Deswegen ist einmal ein großer Dank an die Justizvollzugsbeamten fällig, die diese 

Aufgabe leisten. Hier wirklich einmal ein großer Applaus!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Auch das sage ich ganz deutlich: Es ist ein probates Mittel, diese Abschiebungen noch 

zu vermeiden, indem man in der Abschiebungshaftanstalt eine neue Straftat begeht. 

Das haben unsere Justizvollzugsbeamten sehr gut im Griff.

Es sind nicht nur diese Menschen, und wir müssen die Grundrechte einhalten; das 

ist selbstverständlich. Aber wir sollten nicht immer so tun, wie es teilweise von Frau 

Demirel dargestellt wird, dass hier Menschen einsitzen, die ganz zufällig am Ende 

eines Prozesses in der Abschiebungshaft landen. Dagegen verwehre ich mich sehr, 

sehr stark.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich verwehre mich nicht dagegen, dass wir das noch einmal anschauen. Ich bitte nur, 

das dann aus dem Blickwinkel derer zu machen, die hier täglich großartige Arbeit 

leisten. Ich glaube, wir müssen uns anschauen, wie wir das Ganze praxisgerecht 

umsetzen können.

Abschiebungshaft – ich habe es gesagt – ist kein Selbstzweck. Frau Demirel, Sie 

waren auch in Eichstätt: Diese Dinge, die Sie ansprechen – Telefonie, die Verbindung 

nach außen, Kontakte zu Anwälten –, all das ist gegeben. Deswegen noch einmal 

sehr, sehr deutlich: Wir halten uns an die Grundrechte. Alles, was der EuGH vorgege-

ben hat, haben wir eingehalten.

In dem Zusammenhang würde ich mir tatsächlich wünschen, dass so mancher EuGH-

Richter, der diese Urteile fällt, sich einfach einmal die Situation vor Ort anschaut; denn 

eines möchte ich auch betonen: Auch der ganz normale Justizvollzug geschieht bei 

uns unter Resozialisierungsaspekten und ist absolut human. Deswegen noch einmal 

sehr, sehr deutlich diese Unterscheidung, dass Abschiebungshaft anders sein muss. 

Die Menschen, die bei uns im Justizvollzug sitzen, werden auch ansonsten gut und 

menschenwürdig behandelt.
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Wie gesagt, ich verwehre mich nicht dagegen, dass man sich das Ganze irgendwann 

noch einmal anschaut, aber ich würde dann gerne beide Blickwinkel einnehmen.

Ich möchte eines betonen, und das ist ein Ranking – ich weiß nicht, ob man das 

besonders hervorheben will, aber wir haben morgen wieder einen Antrag –: Wir sind 

in Bayern, was die Durchsetzung von Rückführungen betrifft, spitze. Wie gesagt, 

das ist ein Ranking; ob man da immer die Nummer eins sein will – – Wir setzen 

bundesgesetzliche Regelungen eins zu eins um, und das ist absolut richtig. Ein Lob 

ans Innenministerium, ein Lob ans Justizministerium. Wir machen das alles richtig. 

Herzlichen Dank.

Sie werden es gemerkt haben: Ich bin dafür, dass wir den Gesetzentwurf der GRÜ-

NEN ablehnen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Bleiben Sie bitte am Rednerpult, Herr Kollege. 

Frau Kollegin Demirel hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Herr Kollege Straub, erst einmal freut es mich, dass 

Sie ansprechen, dass Sie sich das Thema noch einmal genauer anschauen wollen. 

Ich nehme an, in Ihrer Rolle als Integrationsbeauftragter wollen Sie sich des Themas 

annehmen. Das ist schon einmal ein gutes Zeichen. Das zeigt auch, dass Sie das 

Gefühl haben, dass man da etwas unternehmen muss.

Aber ich verwehre mich dagegen, dass Sie uns aufgrund unseres Gesetzentwurfs 

unterstellen, dass wir damit gerechtfertigte Abschiebungen verhindern wollen. Darum 

geht es in unserem Gesetzesentwurf gar nicht Ein Rechtsstaat muss, wenn die 

Rechtsmittel ausgeschöpft sind, natürlich zeigen, dass er auch durchsetzen kann. 

Darum geht es überhaupt nicht.

Das Nächste ist: Ich war mehrmals in Eichstätt. Sie nennen das Beispiel mit dem 

Vergewaltiger. Ich weiß, wenn die CSU solche Beispiele bringt, emotionalisiert das die 
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Leute immer sehr, und dann glauben Sie, dass Sie die Leute auf Ihrer Seite haben. 

Ein Vergewaltiger sitzt aber nicht in Eichstätt. Das geht gar nicht. Eichstätt ist für die 

Abschiebungshaft bestimmt. Der Vergewaltiger sitzt im Strafvollzug, und da gehört er 

auch hin.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ihre Redezeit ist zu Ende, Frau Kollegin.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Daher kenne ich die Fälle nicht, die Sie hier gerade 

aufgezeigt haben.

(Beifall bei den GRÜNEN – Widerspruch bei der CSU)

Karl Straub (CSU): Erstens einmal habe ich Ihnen in der Rede in keiner Sekunde 

unterstellt, dass Sie nicht abschieben wollen. Ich habe das in der letzten Rede schon 

gesagt. Herr Schuberl, Sie hatten letztes Mal eine Zwischenbemerkung, und Sie, 

Frau Demirel, haben es betont.Ich bin auf Veranstaltungen mit Parteimitgliedern der 

GRÜNEN, insbesondere der Grünen Jugend gewesen, wo ich einen ganz anderen 

Eindruck von der Sache bekommen habe. Das müssen Sie dann innerparteilich klä-

ren, nicht hier.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

Zum Zweiten, Frau Demirel.

(Zuruf der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE) – Michael Hofmann (CSU): 

Jetzt hören Sie halt mal zu!)

Hören Sie zu!

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Das sagt der Richtige! – Unruhe – Glocke des 

Präsidenten)

– Frau Demirel, ich habe auch zugehört, habe auch bei minus 15 Sekunden überhaupt 

nichts gesagt.
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Zum Zweiten habe ich sehr deutlich gesagt, dass die, die in Abschiebehaft sitzen, 

schon wieder auf freiem Fuß sind und ihren Vollzug hinter sich haben. Aber trotzdem 

kann ein Gefühl aufkommen, wenn ich weiß, dass sechs Menschen hier sind, die 

irgendwann schon mal große Straftaten begangen haben, und dass das für die Justiz-

vollzugsbeamten nicht ganz einfach ist. Das habe ich hier betont.

(Beifall bei der CSU)

Vielleicht noch eine Sekunde.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege!

Karl Straub (CSU): Freiwillige Ausreise wird sogar noch finanziell unterstützt. Das ist 

sehr umstritten. Aber wie gesagt: Die Möglichkeit der freiwilligen Ausreise besteht.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu Ende!

Karl Straub (CSU): Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Für die AfD-Fraktion: Kollege Rene Dierkes, bitte.

(Beifall bei der AfD)

Rene Dierkes (AfD): Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Heute 

behandeln wir einen Gesetzentwurf der GRÜNEN, der aus Bayern ein Abschiebehotel 

machen soll, ganz nach dem Vorbild vom grün-schwarz regierten Baden-Württemberg. 

Der Gesetzentwurf ist ein weiterer Schritt in die falsche Richtung, weg von einer 

notwendigen, konsequenten Remigrationspolitik und hin zu einem weiteren linken Ide-

ologieprojekt, das unsere Sicherheit und unseren Rechtsstaat verhöhnt.

Abschiebehaft ist keine Strafe. Sie ist eine administrative Maßnahme, um sicherzustel-

len, dass Personen, deren Asylantrag abgelehnt wurde oder die straffällig geworden 

sind, auch tatsächlich abgeschoben werden können. Entsprechend hoch sind die 
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gesetzlichen Hürden. Genau das wird allerdings mit dem Gesetzentwurf der GRÜNEN 

systematisch untergraben.

Schauen wir uns die Kernpunkte dieses Gesetzentwurfs im Einzelnen an. Der Entwurf 

erklärt bereits in Artikel 1, dass die Vermeidung der Abschiebehaft zum Grundsatz 

erklärt werden soll. Das ist genau das Gegenteil dessen, was wir brauchen: Wir 

brauchen mehr Haftplätze und eine konsequente Vollstreckung, nicht weniger.

In Baden-Württemberg gibt es dieses Gesetz seit über zehn Jahren. Die Folge: 

Viele geplante Abschiebungen scheitern weiterhin, die Kooperationsbereitschaft der 

Betroffenen ist entsprechend gering, und die Pull-Faktoren für illegale Migration sind 

entsprechend hoch. Statt mehr Rückführungen zu ermöglichen, wird hier ein Rahmen 

geschaffen, um Abschiebungen zu erschweren.

Dann die weiteren Regelungen: Tagsüber sollen sich die Untergebrachten frei bewe-

gen dürfen, auch im Außenbereich. Sie sollen Kleidung nach ihrer Wahl tragen dürfen, 

Handys nutzen, kostenlos Internet bekommen, Zeitungen und Medien beziehen. Es 

soll großzügige Besuchszeiten geben, eine Seelsorge, kulturelle und religiöse Rück-

sichten bei der Verpflegung und Freizeit und natürlich keine Arbeitspflicht, aber dafür 

freiwillige Tätigkeit mit Aufwandsentschädigung. Das, meine sehr verehrten Damen 

und Herren, ist kein Haftvollzug – das ist ein Abschiebehotel auf Staatskosten.

In Baden-Württemberg sehen wir die praktischen Folgen solcher Regelungen. Mit 

Handys und Internet können Kontakte zu Schleppern gepflegt werden, können Flucht-

pläne geschmiedet und Widerstand organisiert werden. Die großzügigen Rechte bei 

Post, Besuchszeiten und Medien erschweren die Aufrechterhaltung von Sicherheit und 

Ordnung.

Besonders dreist ist zudem Artikel 12 des Gesetzentwurfs: Während der Anhängigkeit 

einer Petition soll von einer Abschiebung abgesehen werden. Das bloße Einreichen 

einer Petition, oft durch linke Beratungsstellen initiiert und ohne Erfolgsaussicht, wird 

zum automatischen Hemmnis bei der Abschiebung. Das ist eine Einladung zum Miss-
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brauch. Jeder, der abgeschoben werden soll, reicht dann einfach mal schnell eine 

Petition ein und gewinnt monatelang Zeit. In der Praxis führt das zu endlosen Verzö-

gerungen, während unsere Behörden machtlos zusehen. Genau das erleben wir hier 

bereits jetzt, und dieser Entwurf soll das auch noch gesetzlich zementieren.

Besonders perfide ist auch der vorgesehene Beirat in Artikel 13. Vertreter der Kirchen 

und der Freien Wohlfahrtspflege sollen mitwirken und die Einrichtungen kontrollieren 

dürfen. Viele dieser Organisationen treten seit vielen Jahren für eine offenere Migrati-

onspolitik ein und behindern Abschiebungen proaktiv. Wollen wir wirklich, dass solche 

staatszersetzenden Gruppen Einfluss auf den Vollzug der Abschiebehaft bekommen? 

– Dann würde man den Bock zum Gärtner machen.

(Beifall bei der AfD)

Schließlich räumt der Entwurf ein, dass höhere Kosten entstehen könnten. Ach, 

sowas! Natürlich: Mehr Personal für Schulungen, Sozialdienste, Rechtsberatung durch 

NGOs, großzügige Ausstattung – das bezahlt natürlich am Ende der bayerische Steu-

erzahler. Während unsere eigenen Bürger unter steigenden Kosten für Migration, an 

Wohnungsknappheit und Sicherheitsproblemen leiden, sollen wir hier ein weiteres 

Luxusprogramm für Abzuschiebende finanzieren.

Werte Kolleginnen und Kollegen, die Vertreter der Parteien, die links von uns ste-

hen, haben mit ihrer jahrelangen Politik die Masseneinwanderung ermöglicht und 

die Probleme erst geschaffen. Jetzt wollen die GRÜNEN notwendige Konsequenzen 

mit einem "humanen" Gesetz kaschieren. Das ist zynisch. Es geht nicht um echten 

Grundrechtsschutz. Der ist ohnehin durch das Grundgesetz und die Europäische Men-

schenrechtskonvention gewährleistet. Es geht den GRÜNEN wie immer darum, den 

Vollzug der Abschiebung so unattraktiv wie möglich zu machen, um unser Land mit 

kulturfremden Ausländern besiedeln zu können.

Als AfD sagen wir ganz klar: Wir brauchen eine harte Abschiebepolitik, mehr Haft-

plätze, schnellere Verfahren, weniger Rechte für diejenigen, die unser Land missbrau-
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chen, und vor allem konsequente Rückführungen statt Kuschelbedingungen. Was in 

Baden-Württemberg nicht funktioniert, sollten wir in Bayern nicht kopieren. Abdul, 

Ahmed und Konsorten lachen bereits jetzt über den viel zu schlaffen Abschiebevollzug 

in Bayern.

Die Bayern haben aber ein Recht auf einen funktionierenden und starken Rechtsstaat, 

der zuerst die eigenen Bürger schützt und nicht die Interessen von Menschen, die hier 

kein Bleiberecht haben. Gegenüber Abschiebeverweigerern gilt es, endlich null Tole-

ranz zu zeigen. Das schulden wir nicht nur den Bürgern im Allgemeinen, sondern vor 

allem auch den zahlreichen Opfern grausamer Verbrechen und deren Angehörigen.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege Dierkes, ich möchte Sie bitten, dass 

Sie sich in Ihrer Wortwahl der Würde des Hauses anpassen und beispielsweise nicht 

die Organisationen der Freien Wohlfahrtspflege als staatszersetzend bezeichnen. Die 

leisten hier im Land eine wichtige Arbeit.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD – 

Zurufe von der AfD)

Herr Kollege Hold.

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, Kolleginnen und 

Kollegen! Rechtsstaatlich und emotionslos betrachtet sind wir uns ja eigentlich einig, 

dass Abschiebehaft etwas anderes ist als Strafhaft, und allein dem Zweck dient, die 

nicht freiwillige Ausreise zu sichern. Dann darf man aber eben auch nicht aus dem 

Auge verlieren, dass Abschiebehaft vermeidbar ist, nämlich schlicht und einfach durch 

freiwillige Ausreise. Tut der Ausreisepflichtige das nicht, dann ist es eine zwingen-

de Aufgabe des Rechtsstaats, bestehende und vollziehbare Ausreiseverpflichtungen 

auch durchzusetzen.
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Weil das Ganze allerdings nichts mit Strafe zu tun hat, dürfen natürlich die Grund-

rechte der Betroffenen nur soweit wie erforderlich eingeschränkt werden. Deshalb 

normieren sowohl die Europäische Union als auch § 62a des Aufenthaltsgesetzes, 

dass die Abschiebehaft eben in speziellen Haftanstalten und unter besonderen Haft-

bedingungen durchzuführen ist.

Und ja, man kann diese besonderen Haftbedingungen durchaus in einem eigenen Ge-

setz normieren. Die Praxis in Bayern zeigt, dass es auch ohne ganz gut funktioniert. 

Aber ich nehme gerne den Ball des Kollegen Straub auf, dass wir uns da insoweit 

gerne noch mal Gedanken machen.

Wenn man es aber gesetzlich normieren will, dann sollte es mehr sein als ein Entwurf 

aus dem verstaubten Archiv der letzten Legislaturperiode. Wir ringen doch allerorten 

um Entschlackungen unserer Normenvielfalt. Dann müsste es wirklich etwas anderes 

sein. Aber Ihr Entwurf ist einfach voll von teils unnötigen, teils aber auch nicht prakti-

kablen Regelungen.

Zum einen – ich habe es in der Ersten Lesung schon gesagt – ist das Gesetz unnötig 

aufgebläht. Der ganze Artikel 1 ist im Grunde unnötig. Da steht unnötigerweise wört-

lich, was schon in § 62a des Aufenthaltsgesetzes steht, nämlich die Erforderlichkeit 

spezieller Haftanstalten. Dann steht da, dass die Abschiebehaft unzulässig ist, wenn 

ihr Zweck durch mildere Mittel erreicht werden kann. Auch das steht schon drin. Auch 

die Aufzählung, wann die Voraussetzungen für die Inhaftierung von Jugendlichen, 

von Minderjährigen und Familien vorliegen, steht letzten Endes auch schon im § 62a 

des Aufenthaltsgesetzes, und zwar klarer und dort, wo es materiell hingehört; denn 

ein Vollzugsgesetz dient eben nicht dazu, die materiellen Voraussetzungen für die 

Anordnung einer Abschiebehaft zu normieren, sondern dazu, den Vollzug einer bereits 

richterlich angeordneten Abschiebehaft zu regeln.Die materielle Regelung wird eben 

im Aufenthaltsrecht getroffen. Es hat überhaupt keinen Sinn, das alles hier zu wie-

derholen. Wer es mit schlanken Normen ernst meint, sollte so etwas tunlichst nicht 

vorlegen, und wir sollten es auch nicht beschließen.
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Was die Haftbedingungen angeht, so dürfen eben nur Beschränkungen auferlegt wer-

den, die unumgänglich sind. Das steht in Ihrem Gesetzentwurf. Interessanterweise 

geht das weit über alle Regelungen und Forderungen der EU-Richtlinie und auch 

des EuGH hinaus. Das steht auch nicht in den anderen Ländergesetzen, die Sie hier 

immer so schön zitieren. Dort steht überall "erforderlich". "Unumgänglich" oder "erfor-

derlich" bedeutet einen riesigen Unterschied. "Unumgänglich" überfordert den Vollzug 

schlicht und einfach, weil jede einzelne Maßnahme in einer Art und Weise wasserdicht 

begründet werden müsste, dass das Vollzugspersonal gar nicht mehr nachkäme. Ich 

gebe dem Kollegen Straub völlig recht: Man kann dem Vollzugspersonal nicht genug 

für seine wirklich schwierige und bestens geleistete Arbeit danken. Das Vollzugsperso-

nal wäre unter dem Strich einfach überfordert.

Auch was Sie sonst fordern wie Informationspflichten, Rücksicht auf religiöse und 

alterstypische Belange, auf ethnische Zugehörigkeit, Verpflegung und Freizeit überfor-

dert einerseits das Personal. Andererseits muss man auch ganz ehrlich sagen: Ab-

schiebehaft dient nicht der Integration, Abschiebehaft dient letztlich der Durchsetzung 

eines staatlichen Anspruchs, und zwar so schnell wie möglich.

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Hört, hört!)

Da ist es einfach aus meiner Sicht zu weit gesprungen und zu viel verlangt, wenn wir 

hier weit über das hinausgehen, was der EuGH fordert, wenn wir nämlich letztlich eine 

Wohlfühlhaftanstalt normieren wollten. Das hat keinen Sinn und ist absolut kontrapro-

duktiv wie der gesamte Gesetzentwurf. Er ist weder ein Beitrag zur Verbesserung der 

Rechtslage noch zur Entbürokratisierung und Vermeidung unnötiger Normenflut und 

schon gar nicht zur Verbesserung der Situation der Abschiebehäftlinge. Wir lehnen 

den Gesetzentwurf deshalb nach wie vor ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Als nächster Redner für die SPD-

Fraktion Kollege Horst Arnold, bitte.
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Horst Arnold (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Dierkes, 

in dem Zusammenhang christliche Kirchen als staatszersetzende Gruppe zu nennen, 

ist wohl eher der Terminus von Salafisten als von jemandem, der auf dem Boden der 

Verfassung steht. Ich bitte Sie, diesen entsprechenden Ausspruch zurückzunehmen 

oder sich dazu zu bekennen, dass Sie in der Tat nicht auf dem Boden der Verfassung 

stehen.

(Beifall bei der SPD, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN – 

Zuruf von der AfD)

Zu diesem Gesetzentwurf selbst. Ich war selbst neun Jahre lang als Ermittlungsrichter 

für Zirndorf zuständig; das ist die Zentrale Aufnahmestelle. Ich habe täglich Abschie-

behaftbefehle erlassen bzw. darüber entschieden. Ich weiß also, worum es geht. 

Wenn ein Abschiebehaftbefehl erlassen worden ist, ist die Sache klar: Dann muss 

die Person in eine Abschiebehaftvollzugsanstalt einrücken. Zum einen regelt es das 

Gesetz so, zum anderen ist im Hinblick auf die Urteile des EuGH, die dazu ergangen 

sind, streng zwischen Strafhaft und Abschiebehaft zu unterscheiden; deshalb muss 

die Person in eine Abschiebehaftanstalt gehen.

Die Strafhaft hat natürlich einen Zweck, nämlich die Resozialisierung – das hat Kolle-

ge Hold schon richtig angesprochen –, während die Abschiebehaft eigentlich dazu 

dient, einen vollziehbaren Akt vorzubereiten und zu sichern. Allerdings wissen wir im 

Rahmen unserer Grundrechtslehre auch, dass gravierende Eingriffe in den Freiheits-

entzug humanitär zu gestalten sind. Artikel 1 des Grundgesetzes brauche ich nicht zu 

nennen: Die Würde des Menschen ist unantastbar. – Dieser Abschiebehaftvollzug ist 

also tatsächlich auch humanitär zu gestalten.

Ich denke, dass dieser Gesetzentwurf ein Versuch der humanitären Gestaltung des 

Abschiebevollzugs ist. Ich glaube auch, dass in diesem Zusammenhang die rechts-

staatliche Sicherheit dadurch gewährleistet ist, dass solche gravierenden Eingriffe 

bei der Freiheitsentziehung nicht nur durch Verordnungen oder Dienstanweisungen, 
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sondern tatsächlich durch ein Gesetz geregelt werden. Das ist auch tatsächlich not-

wendig, weil das Landgericht Coburg am 7. November 2022 zur Unterbringung eines 

Abzuschiebenden in der JVA gesagt hat: Der kann dort nicht untergebracht werden, 

weil sie nämlich nicht dem Status einer entsprechenden Anstalt entspricht. – Man 

hat damals die JVA Eichstätt einfach in eine Abschiebehaftanstalt umgewidmet, aber 

sonstige Methoden wie Verschlusszeiten, Handyverbot, Anwaltszugang und Hausklei-

dung beibehalten. All diese Problematiken hat man nicht bedacht.

Natürlich hat sich in der Zwischenzeit auf Verwaltungsebene einiges geändert und ge-

bessert, aber zwischendurch – das muss man doch sagen – wäre es besser gewesen, 

man hätte diese Umstände der freiheitsentziehenden Maßnahme auch in ein Gesetz 

gekleidet bzw. fundiert festgelegt nach dem Prinzip, dass grundrechtsintensive Eingrif-

fe im Rahmen der Wesentlichkeitstheorie tatsächlich vom Gesetzgeber zu bestimmen 

sind. Das haben auch einige Gesetzgeber gemacht; das ist angesprochen worden. 

Baden-Württemberg hat sich weniger schwergetan. Insbesondere hat man auf die 

Erste Lesung verzichtet; das waren die GRÜNEN und die CDU. Anders als in diesem 

Kontext behauptet worden ist, dass in Baden-Württemberg wegen dieses Gesetzes 

die Welt untergeht, ist genau das Gegenteil der Fall.

Vor dem Hintergrund der Chancenlosigkeit der Realisierung dieses Gesetzes, aber 

in dem Bewusstsein, dass in der Tat die Gestaltung des Abschiebehaftvollzugs not-

wendig ist, wird sich die SPD-Fraktion positiv zu diesem Gesetzentwurf äußern, weil 

es der richtige Impuls ist, der auch schon angekommen ist, hier ein Abschiebehaftvoll-

zugsgesetz zu schaffen, bei dem das Parlament das Wesentliche regelt.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Bleiben Sie am Rednerpult, Herr Kollege; wir 

haben noch eine sehr knappe Zwischenbemerkung von Herrn Kollege Dierkes.

Rene Dierkes (AfD): Sehr geehrter Herr Kollege Arnold, ich werde überhaupt nichts 

zurücknehmen. Der Begriff "staatszersetzend" bezog sich ausweislich meiner Rede 
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– hätten Sie richtig zugehört, wüssten Sie das – auf die Praxis dieser genannten 

Einrichtungen, dass Abschiebungen verhindert werden sollen. Sie bezeichnen das of-

fensichtlich nicht als staatszersetzend; Sie finden das offensichtlich gut und tolerieren 

das Verhalten. Deswegen meine Frage an Sie: Wie stehen Sie grundsätzlich dazu, 

dass die Ausreise von ausreisevollzugspflichtigen Ausländern und auch straffälligen 

Ausländern permanent von sogenannten Humanisten und linken Organisationen ver-

hindert wird?

Horst Arnold (SPD): Ich war lang genug Bestandteil der bayerischen Justiz. Ich stehe 

dazu, dass ich einen Blick ins Gesetz werfe und feststelle:

Erstens. Ein Abschiebehaftbefehl ist zu vollziehen.

Zweitens. Es gibt Abschiebungsverbote und -hindernisse. Diese Abschiebungsverbote 

sind in § 60 des Aufenthaltsgesetzes hinreichend erwähnt. Darin steht auch, wenn es 

um schwere Straftaten wie Vergewaltigung usw. geht, wird dieses Verbot aufgrund 

der Systematik eingeschränkt. Ich habe in diesem Zusammenhang kein Problem 

damit, Recht und Gesetz anzuwenden. Dazu brauche ich Ihre verfassungswidrigen 

und verachtenden Äußerungen zu unserem System allerdings nicht – im Gegenteil: 

Ich lasse mich auch nicht davon irritieren. Rechtsstaat ist Rechtsstaat, und AfD ist 

Unrechtsstaat.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER und der GRÜ-

NEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Staatssekretär Sandro Kirchner hat für die 

Staatsregierung um das Wort gebeten. Bitte schön, Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Sandro Kirchner (Inneres, Sport und Integration): Sehr geehrter Herr 

Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Weil in der Debatte das eine oder andere 

aus dem Blickwinkel gefallen ist, möchte ich noch einmal in Erinnerung rufen, welche 

Situation wir vor noch nicht allzu langer Zeit hatten, als die bayerischen Kommunen 
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die rote Fahne gehoben und darauf aufmerksam gemacht haben, dass sie mit großen 

Herausforderungen durch die irreguläre Migration konfrontiert sind, dass es große 

Probleme hinsichtlich der Unterbringung, der Betreuung und der Integration gibt, die 

damit einhergehen, aber vor allem auch, dass sich die Gesellschaft stark verändert hat 

und gerade in den Kommunen große Diskussionen entstanden sind.

Das sage nicht nur ich als Staatssekretär, wenn ich hier am Rednerpult stehe. Ich 

darf in Erinnerung rufen: Es war der grüne Landrat Marco Scherf, der die rote Fahne 

gehoben und auch in den Medien, in Talkshows darauf reagiert und erläutert hat, wie 

die Situation ist. Deswegen darf ich noch einmal feststellen, dass der Freistaat Bayern 

während dieser Zeit, aber auch aktuell immer auf eine Migrationswende hinweist und 

versucht, diese zu unterstützen. Wir sind sehr froh, dass die aktuelle Bundesregie-

rung, insbesondere unser Bundesinnenminister Alexander Dobrindt, eine Kehrtwende 

eingeleitet hat und wir feststellen, dass eine Migrationswende stattfindet, um die irre-

guläre Migration zu unterbinden und ihr ein Stück weit zu entgegnen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich darf vielleicht ein paar Zahlen in die Diskussion einbringen, damit wir wissen, wo 

wir in Bayern stehen. 2020 bis 2025 haben wir mit 13.865 neuen Asylbewerbern, 

die zu uns gekommen sind, rund 57 % weniger als im Vorjahr, also mehr als eine 

Halbierung dieser Zahlen. Gleichzeitig stellen wir fest, dass viele Menschen, die kein 

Bleiberecht in unserem Land haben, das Land Bayern verlassen, am besten natürlich 

freiwillig, aber in der Konsequenz verbunden mit einer Abschiebung. Es ist völlig 

legitim, darüber zu diskutieren.

Wenn wir uns die Zahlen von 2025 anschauen, stellen wir fest, dass mit 3.649 Rück-

führungen ein Plus von 21 % erreicht worden ist. In Summe sind es 19.413 Menschen, 

die unser Land Bayern verlassen haben. Es schlägt ein Delta von rund 6.000 zu 

Buche. Wir sehen, dass dort eine entsprechende Tendenz wahrnehmbar ist. Der 

Trend ist auch im Jahr 2026 weiterhin deutlich festzustellen: In den ersten fünf Mo-
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naten dieses Jahres sind noch einmal 42 % weniger ins Land gekommen; das sind 

4.426 Neuzugänge. Denen stehen 7.200 Aufenthaltsbeendigungen gegenüber. Das 

zeigt, dass die Dinge wirken und sich auch darstellen.

In der Zeit ist – darüber hat auch noch keiner gesprochen – GEAS überholt worden 

und am 12. Juni in Kraft getreten. Damit ist auch eine neue EU-Rückführungsver-

ordnung verbunden, die eben dann auch die Möglichkeit gibt, nicht nur aus dem 

bayerischen Blickwinkel und aus dem deutschen Blickwinkel heraus, sondern aus dem 

europäischen Blickwinkel heraus Migrationspolitik entsprechend zu steuern sowie vor 

allem auch europaweit besser abzustimmen und die Dinge zu regeln.

Wenn ich aber hier stehe, möchte ich natürlich auch auf den Gesetzentwurf eingehen 

und auf die Diskussion, die hier an der Stelle stattgefunden hat. Ich würde schon 

sagen – und einige Vorredner haben das ja schon indirekt bzw. in anderen Worten 

gesagt –, dass es die Betroffenen in erster Linie selbst in der Hand haben, wie sie 

ihre Ausreise entsprechend begleiten, ob sie freiwillig ausreisen und die Angebote 

annehmen, die ihnen dargeboten werden, sodass das Ganze entspannt in einem 

regulären Ablauf stattfinden kann, oder ob sie in Abschiebehaft kommen.

Es wurde ja klar festgestellt: In Abschiebehaft kommt nur derjenige, der seiner Pflicht 

zur Ausreise eben nicht nachgekommen ist bzw. damit auch zum Ausdruck gebracht 

hat, dass er unsere Rechtsordnung missachtet. Der Rechtsstaat muss dann auch 

entsprechend handeln und sein Recht durchsetzen.

Eines hat mich ein bisschen in der Darstellung irritiert – vielleicht habe ich es auch nur 

etwas sensibler aufgefasst, weil ich gut zugehört habe: Es ist mitnichten so, dass die 

Abschiebehaft in Bayern in einem rechtsfreien Raum stattfindet, sondern der Vollzug 

geht im Gegenteil genau mit einer entsprechenden Anwendung der Regelungen des 

Strafvollzugs einher. Er hat sich bewährt, das ist ganz klar so. Er ist auch von der 

Rechtsprechung entsprechend anerkannt. Das heißt also auch: An der Stelle wirkt 
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die Gewaltenteilung und schaut genau darauf, was wir hier machen. Man ist der 

Auffassung, dass das an der Stelle richtig ist.

Es wurde auch dargestellt – dafür bedanke ich mich beim Kollegen Hold, aber auch 

beim Kollegen Arnold, der aus seiner eigenen Praxis, aus seiner Erfahrung, berichtet 

hat –, dass die Abschiebehaft keine Strafhaft ist. Auch ich war tatsächlich vor Ort, 

habe mir die Rahmenbedingungen angeschaut und habe mich überzeugt, wie das 

Ganze vonstatten geht. Es ist ganz klar, wie Herr Hold auch gesagt hat, dass in erster 

Linie auch dort die Grundrechte eines jeden Menschen gelten und im Vordergrund 

stehen. Das ist natürlich keine Strafhaft, weil dort auch Besuchs- und Aufschlusszeiten 

anders geregelt sind als im Regelvollzug. Dort ist mehr Privatsphäre gewährleistet, 

aber vor allem auch das, was Sie, Frau Demirel, gefordert haben: Es ist eben auch 

Zugang zu Hilfs- und Unterstützungsorganisationen gewährleistet, damit auch dieser 

Kontakt stattfinden kann und die Dinge entsprechend geregelt werden können.

Es ist viel über andere Bundesländer gesprochen worden, ob da schon entsprechende 

Gesetze tragen und wirken. Wir sind schon der Auffassung, dass der Entwurf des 

Abschiebungshaftvollzugsgesetzes, den Sie eingebracht haben, auch im ganz klaren 

Konflikt mit der Bundesgesetzgebungskompetenz an der Stelle steht, dass da gewisse 

Unschärfen enthalten sind.

Herr Arnold hat gerade gesagt: Es hat in Baden-Württemberg nicht geschadet. Aber 

umgekehrt stelle ich fest, dass es in Bayern bislang auch nicht notwendig war, ein 

solches Gesetz zu haben, weil die Rahmenbedingungen passen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Da jetzt der Eindruck entstanden ist, dass wir da etwas verändern müssen, möchte ich 

das schon noch relativieren und einordnen: Auch wir als Staatsregierung monitoren 

und beobachten unsere Prozesse immer wieder. Wir reagieren und beobachten auch 

die entsprechende Rechtsprechung bzw. die Urteile und sind immer bereit, Dinge 

anzupassen. Aber zum gegenwärtigen Zeitpunkt bitten wir das Hohe Haus, dass es 
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den Abstimmungen im Verfassungsausschuss Folge leistet und diesen Gesetzentwurf 

entsprechend ablehnt.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Es liegen keine weiteren Wortmel-

dungen vor. Damit ist die Aussprache geschlossen, und wir kommen zur Abstimmung. 

Der federführende und zugleich endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht, Par-

lamentsfragen und Integration empfiehlt den Gesetzentwurf zur Ablehnung.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Gesetzentwurf der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 19/11151 zustimmen will, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der SPD. Ich bitte, die Gegenstimmen anzuzeigen. – Das sind die Fraktionen der 

FREIEN WÄHLER, der CSU und der AfD. Enthaltungen? – Keine. Damit ist der Ge-

setzentwurf abgelehnt.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, darf ich noch bekannt geben, 

dass der Tagesordnungspunkt 18, die Eingabe betreffend Schenkungssteuer, Be-

schwerde über Finanzamt Neuburg-Schrobenhausen, auf Wunsch der Initiatoren von 

der heutigen Tagesordnung abgesetzt wird.
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